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I. Zur Systenianschauung
1. Von der Überschrift dieses Kapitels ausgehend möge der Leser 
nicht erwarten, in diesem Kapitel oder in den folgenden eine eingehende 
Darlegung der Anwendung der Systemtheoric in der Verwaltung zu finden 
sowie auch nicht den Umstand, daß ich in meiner Arbeit auch nur den 
kleineren Teil der großen Möglichkeiten der Systemtheorie ausgenutzt 
hätte. Mit dieser Überschritt wollte ich lediglich darauf verweisen, daß die 
Anschauung, aufgrund der ich die Funktion der Verwaltung und innerhalb 
derer die Verwaltungsregelung analysiert habe, sowie die Methode, mit 
der ich bemüht war, die Zusammenhänge zwischen den Verwaltungser­
scheinungen aufzudecken, im Grunde genommen mehr oder weniger damit 
übereinstimmen, was als Systemanschauung, systemmäßige Annäherung 
bezeichnet wird.
Das Streben nach einer besseren Näherung an die Forschungsziele 
zwang nämlich zur Überholung gewisser traditionellen Gesichtpunkte sowie 
der Art und Weise der Behandlung des Materials. Das langjährige eingehen­
de Studium der Verwaltung und des Verwaltungsrechts haben mich immer 
mehr dazu angeregt, einerseits die Erscheinungen von mehreren Seiten, 
in unterschiedlichen Relationen — in ihrer Komplexität, wie man zu sagen 
pflegt —, andererseits die einzelnen Institutionen nicht an sich, isoliert, 
sondern w  drrer yewMMMHMMM M't'r/ wty, Mt tArett wecA#e&M%%'e?t ZMMMMmeit- 
/cdtye??, zu untersuchen. Diese Methode der Forschung und diese Annäher­
ungsweise erschlossen diejenigen Eigentümlichkeiten der Funktion der 
Verwaltung und des Verwaltungsrechtes, aufgrund derer die FerwalDwys- 
Mh'yAed -seM.s/ wni derea Ma/cr.scA tedL'<"/;ea ¿<e/-
mcA/eicM Tede rds Nyshmte Tte/rac/dei irerdea /röaaea. Dieser Systemcharak­
ter ist die immanente Eigenschaft von Verwaltung und Recht, die nach der 
fachwissenschaftlichen. d.h. rechtswissenschaftlichen Erschließung dieser 
Sphären der objektiven Wirklichkeit deutlich wurde. Nach dieser Erkennt­
nis konnten die fachwissenschaftlichen Ergebnisse mit dem Kenntnismate- 
rial der Systemtheorie verglichen werden, und aufgrund dessen die rechts­
wissenschaftlichen Feststellungen auch eine systemtheoretische Bestär­
kung erfahren.
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2. Die wissenschaftliche Interpretation des des ßp.s-7e??!.s ist
nicht einheitlich. Sadovszkij hat auf der Grundlage einer vorangehenden 
typologischen Analyse von insgesamt 40 Definitionen festgestellt, daß die 
unterschiedlichen Definitionen eigentlich auf drei rer-se/i/edene Gruppe?? der 
De/óidíOKen zurückgeführt werden können. Die zur ersten Gruppe gehören­
den Definitionen interpretieren das System als eine gewisse Klasse von ma­
thematischen Modellen. Die zweite, wesentlichste Gruppe umfaßt die 
„System"-Interpretationen. welche die Begriffe ,,Element", „Verhältnis". 
„Zusammenhang", „Gesamtheit" und „Totalität" verwenden. Die schließ­
lich zur dritten Gruppe der Definitionen des „Systems" gehörenden Festle­
gungen operieren mit dee Begriffen „Input". „Output". „Informations­
verarbeitung" und „Steuerung".'
Zur Untersuchung des Systemcharakters der Verwaltung können 
meiner Ansicht nach am ehesten die von Sadovszkij sw  za-ci/en Gruppe 
gereihten Definitionen verwendet werden. (Wobei nicht zu leugnen ist. 
daß auch die unter die dritte Gruppe fallenden Annäherungsweisen auch in 
der Welt der Verwaltung aufregende Forschungsaufgaben darstellend
Es folgen eüupe <Sy.s^ c??;i7c/i???7:oHe?i aus der von Sadovszkij als zweite 
Gruppe bezeichneten:
L. Das System ist ein Komplex von in Wechselwirkung
befindlichen Elementen.-
a ) „Das System ist eine solche komplizierte, in der Regel aus vielen, 
unterschiedlichen Faktoren bestehende Einheit, die über einen allgemeinen 
Plan verfügt bzw. der Erreichung eines allgemeinen Ziels dient." 7? j „Die 
Einheit oder Vereinigung von Objekten, die durch eine regelrechte Wecli 
selwirkung oder durch gegenseitige Abhängigkeit vereinigt wurden." 
(Welcsters Third New International Dictionary.)^ „Das System ist die 
integrierte Gesamtheit von in Wechselwirkung stehenden Elemente, die 
die Bestimmung hat, gemeinsam eine im Voraus festgelegte Iunktion zu 
versehen." (Gibson.)'*
„Das System ist eine Menge von Objekten, zusammen mit den Relationen 
zwischen den Objekten und deren Attributen." (Hall und Fagcn.)"
„Das System ist die Menge von zusammenhängenden, wirkenden Ele­
menten." (Lange.)"
„Das System ist die Menge von mit einander zusammenhängenden Kom­
ponenten "dieser oder jener Natur, welche solchen Relationen zufolge geord­
net ist, die über gut bestimmte Eigenschaften verfügen: diese Menge ist 
durch eine Einheit gekennzeichnet, die sich in den integralen Eigenschaften 
und Fuktionen der Menge ausdrückt." (Tuhtin.f
Vom totalen Charakter des Systems ausgehend kann der Begriff des 
Systems qualitativ durch folgende Kennzeichen ausgedrückt werden: 
l" das System ist die totale Gesamtheit von gegenseitig abhängigen Ele­
menten; 2. es bildet mit der Umgehung einer besondere Einheit; 3. im all­
gemeinen bildet ganz gleich welches untersuchte System das Element eines 
Systems von höherer Ordnung; 4. die Elemente gleich welchen untersuch­
ten Svstems sind im allgemeinen selbst auch Systeme niederer Ordnung." 
(Blaubert. Sadovszkij. Jüdin.)"
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Zum systemmäßigen Studium der Verwaltungstätigkeit geben die 
letzteren zwei Systemdefinitionen sowie die knappe Definition von Church- 
man gute Ausgangspunkte. Churchman schreibt: . . das System ist die
zur Erreichung von Zielstellungen koordinierte Menge von Hiementen"."
Eine ungarische Arbeit faßt die charakteristischen Begriffe und Ge­
danken der allgemeinen Systemtheorie zusammen. Darunter sind folgende 
für uns wichtig:
— Die zwischen den Komponenten des Systems bestehenden gegen­
seitigen Beziehungen und Wechselwirkungen;
— Die Vollständigkeit anstelle der „vernichtenden Auflösung";
— Die Zielstrebigkeit;
— Die Hierarchie bzw. die Eingliederung des Systems in andere 
Systeme;
— Die Differenzierung, d.h. die Spezialisierung der Elemente.
3. IForiM ¿¡e.S'/eA/ der For/ed der .sy.de;nmv ?^i'yen An.sc/MiMMMy Ziel eine?* 
yhc/iM'MHeM.sc/iM/'drc/ieM Eor-sc/nnryf Wie fsf d*e .sy87eiMiMd^ iye AnMd/ierMMy 
an &CM'er/CM? CrMMMi ist der Ansicht : „. . . die methodologische Bedeutung 
der System-Annäherung besteht ohne Zweifel, . . . als die das dialektische 
Prinzip von gegenseitigem Zusammenhang und Wechselwirkung der Er­
scheinungen konkretisierende Anschauung"." Die Fragestellung und Ant­
wort von ("/¿Mrc/oMUM lautet folgendermaßen: „Besteht etwas Wesentliches 
im Begriff des Systems als Denkmethode? Natürlich. Die Systeme sind 
aus den Mengen solcher Teilelemente aufgebaut, welche innerhalb des 
Systems für das Hauptziel gemeinsam wirken. Das systemmäßige Denken 
ist nichts anderes, als lediglich die Denkmethode hinsichtlich dieser voll­
kommenen Systeme und ihrer Teilelemente.'"- Auch die Zusammenfassung 
von ddady ist sehr ausdrückend: „Die systemmäßige Annäherung. . . ist 
die das Kennenlernen, den gedanklichen Ausdruck fördernde Anschauuns- 
weise und Methodologie auf hoher Abstraktionsebene. . . der äußeren und 
inneren Zusammenhänge sowie sämtlicher wesentlicher Aspekte der konk­
ret organisierten Systeme. Objekte, Prozesse oder Probleme bzw. der 
Funktion der Systeme.""
Eines der wesentlichen Elemente dieser gedanklichen Methode, Metho­
dologie und Anschauungsweise ist das, was Afanasjev -  bezüglich der 
Dialektik der totalen Systeme — ausdrückt, und was auch in unserem 
Denken über die Verwaltungstätigkeit hervorragende Aufmerksamkeit 
verdient. Die Dialektik des totalen Systems, schreibt Afanasjev, drückt 
sich in den Verhältnissen zwischen dem Ganzen und den Teilen sowie den 
Teilen zueinander aus. Die Teile und das Ganze sind einheitlich, stehen 
in Wechselwirkung miteinander. Die Teile sind dem Ganzen untergeordnet 
und passen sich ihm in ihren Funktionen an. Jedes Teil verfügt über seine 
spezifische Eigentümlichkeit und relative Selbständigkeit. Diese Selb­
ständigkeit kommt auch in ihrer Differenzierung zum Ausdruck. Trotz 
der Selbständigkeit und strukturellfunktionellen Spezialisierung der Teile 
/*MMM Acm eiMziycs Ted -serne .speziede FMM/Ji'oM an -sic/? er/Mden, -sondern 
nnr wi do/Mnen de.? yeye&enen fodden dy-sfein-s, ?'n drre77er oder /nd/re/Ver
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Rezre7<any Her7;.se7?rú'7.'Mny m/7 uadererr TerVen. (Hervorhebung: T. M.) 
Deshalb müssen wir den Fehler umgehen, schreibt Afanasjev. das eine 
oder andere Tei) zu absolutisieren.'** Der hervorgehobene Gedanke verdient 
— wie wir sehen werden -- bei der Analyse der Verwaltungs- und Recht­
serscheinungen besonders große Aufmerksamkeit, als vielleicht wichtigstes 
Element der zeitgemäßen dialektischen Anschauung.
4. Der Autor ist 6e.s7re7<7, dm F?mA*77on der PeranffMMg .sedrs/ u?.s <S7/.s7cM;
Mwd ZM urndy.smren. Das kommt in folgendem zum Ausdruck:
— Er untersucht die Tätigkeit der Verwaltung als du.s ¿?yg/ewt roir
— Er betrachtet die verwaltungsrechtliche Regelung und die indivi­
duellen Handlungen (rechtsanwendende, rechtsdurchsetzende, 
vollziehende) der Verwaltungsorgane rd-s efn/mdímAe-s- *Sy.s-7ew der 
//ro/d/aay,' er óe7n/nded die miteinander im Zusammenhang wir­
kenden Handlungen der Verwaltungstätigkeit als System. nG 
Prozeß, in dem die einzelnen Handlungen ihre spezifische Funktion 
als Tei! dieses Prozesses erfüllen;
— Er untersucht die verwaltungsrechtliche Regelung und auch das 
Rechtsmaterial nicht als die Gesamt heit von individuell w irkenden 
Normen, sondern als aus Normengruppen bestehende, ein spezifi­
schen System bildende 77eye7nny.-<'ein7<ei7en.
5. Jn der Sowjetunion kann in den sechziger und siebziger Jahren auch 
in den rechtswissenschaftlichen Arbeiten eine starke Wirkung der Syste­
manschauung beobachtet werden, besonders nach dem Erscheinen des be­
bedeutenden Werkes von AfanasjewJ" Auch in der Arbeit von 7'/7nuairor 
kommt die Systemanschauung zur Geltung, wenn er das System der Ent­
scheidungen und den Entscheidungsprozeß der Lenkung einer eingehenden 
Analyse unterwirft. Lch möchte zwei Werke hervorheben, die dem Thema 
meiner Arbeit nahestehend" Norcdnn behandelt die Methode der rechtlichen 
Regelung in Systemauffassung. Er widmet den drei Elementen der recht­
lichen Regelung Aufmerksamkeit und behandelt alle drei — das Subjekt, 
das Objekt, und die Methode der Regelung — als Systeme. Für die Vor­
aussetzung der wirksamen Regelung hält er es, daß ,,. . . die dem Inhalt 
der Regelmethode darstellenden Mittel, Arten und Weisen nicht gesondert 
und isoliert voneinander funktionieren, sondern in engster Verbindung mit­
einander, mit anderen Worten — sich gegenseitig gewährleistend." Als 
System wirken Sorokin zufolge die drei Elemente der rechtlichen Rege­
lung, die berechtigende, die obligatorische und die prohibitive Regelung.''
NcAcdwL'n behandelt die Zusammenhänge zwischen rechtlicher Regelung 
und der Geltendwerdung des Rechts auf systemtheoretischer Grundlage.!" 
,,Der Mechanismus der rechtlichen Regelung wurde bisher — verständlich­
erweise der inneren Logik der Entwicklung der Wissenschaft zufolge — in 
der Regel mit der Methode der formal-logischen Analyse sowie dem rela­
tiv beschränkten Apparat der Rechtswissenschaft untersucht", schreibt 
Schabalin. Die rechtlichen Erscheinungen wurden in statisch fixiertem, quasi 
angehaltenem und in Teile zerlegten Zustand, als Bestandteile des Mecha-
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nismus eine nach der anderen beschrieben. .„Jetzt, nachdem wir die ein- 
zehien Kettenglieder. die Elemente des gegebenen Mechanismus unter­
suchen. ist die Zeit gekommen, den Charakter der Zusammenhänge in ihrer 
Einheit, ihrer Wechselwirkung und Bewegung zu erforschen und aufzu­
decken. die jedes einzelne Bestandteil in einem einheitlichen Mechanismus 
vereinigen sowie die Kriterien ihrer Vervollkommnung zu bestimmen."*" 
Dies kann mit Hilfe der Wissenschaft der Kybernetik erfolgen. Die recht­
liche Regelung als System ist untersuchbar. „Das Spezifikum der system- 
mäßigen Analyse besteht in System der sich auf das Objekt beziehenden 
Kenntnisse, der Menge von irgendein einheitliches Gebilde schaffenden, 
auf bestimmte Weise geordneten und gegenseitig abhängigen Elemen­
ten."^"
Sowohl bei Sorokin als auch beinSchabalinerneuertdieAnwendungder 
Systemanschauung auf die rechtlichen Erscheinungen ihre Analse und 
wirkt gedankenweckeud auf die Darlegungen. Das Mangelgefühl wird da­
durch geweckt, daß die rechtswissenschaftliche Begründung ihrer Analy­
sen. das heißt die Aufdeckung der komplizierten Zusammenhänge zwischen 
den mit der Systemanschauung angenäherten rechtlichen Erscheinungen, 
die wissenschaftliche Widerspiegelung der Gesetzmäßigkeiten des Rechtes 
als einer Sphäre der Wirklichkeit kritisiert und diskutiert werden kann. 
Es scheint, sie wollten die Systemtheorie „von außen" in die Welt des 
Rechtes einführen, ohne daß sie die immanenten Gesetzmäßigkeiten des 
Rechts mit entsprechender Tiefe aufgedeckt hätten. Die genaue wissen­
schaftliche Beschreibung des Gegenstandes der Fachwissenschaft jedoch 
kann durch keinerlei moderne Methode und Anschauung ersetzt werden. 
Ich habe in meiner Arbeit daher dus f/uiip/yciiic/d die rec/d.wi&seK- 
.sr/m/dic/ie .4nuJy.se dc-s Ferii-fd/MHy.srec/des ycJcy/, und bin so aus der Welt 
des Rechtes, „von innen ausgehend zu der Erkenntnis gelangt, daß die 
e;'.sf/do.s.seHcn ZiMfimmcn/idnye -  aii/ meinem eiyenen Fw'.sf7iMi?y.syeJu'e/ -  
die Reyründediei/ und A nOJJc/i/.ed der .sy.sJennnd/?ii/eM .4nnn/ieriiny nuc/i- 
yen'i'e.<?en /m5en. (Die ausführliche Darlegung der Anwendungsmöglichkeiten 
der Systemtheorie kann ich allerdings nicht mehr als Teil meiner Arbeit 
betrachten.)
2. Die Einheit von Regelung und individueller Verwaltungshandhing
1. Eine wichtige folge und Manifestation der systemartigen Auffas­
sung der Verwaltungstätigkeit besteht darin, daß :c/i die MHmiMeMwr der 
A'er/d.sreyeJ fer (eye; eids/fonmeHdei; FeriiuJtiiHysu-irA-Miiyen und die m- 
diridiielJen (*Acii/re/cii; //findJiiiiyeii der J'erii-nAniiy.soryfiiie ods ei'ii/iei'/Ji'e/ieii. 
Prozeß ¿e/iandJe-Si Jn dieser Hinsicht wird die frühere wissenschaftliche An­
schauung der Verwaltungserscheinungen überschritten.
W enn es hier darum geht, daß die individuelle (konkret bezeichnete 
\ erwaltete betreffende) Handlung der \  erwaltungsorgane den integranten 
Teil der einheitlichen Verwaltungstätigkeit darstellt, dann sagen wir 
nichts Neues. Die Betonung liegt nicht darauf, sondern auf der Feststel­
lung, daß der Inhalt der Rechtsregeln — auch im Verwaltungsrecht —
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3?tMí yrő/3/CM Ted MM/Md/e/úar fca- /eyc^ a ;;/  d/'e /.-c/-//adcF// 7^e/w/íe/i. M//d 
Oryz/MM'/d/bMCM M/'r/7, und daß diese unmittelbare Wirkung der Rechtsregel 
und die individuelle Verwaltungshandlung nicht isoliert voneinander bet­
rachtet werden dürfen, weil sie yc/n/UM.saM dazu berufen sind, das Ziel der 
verwaltungsrechtlichen Regelung zu erreichen. In der sozialistischen Lite­
ratur der Verwaltungsrechtswissenschaft ist nämlich bisher der Tatsache 
nicht genügend Aufmerksamkeit zugewandt worden, daß ed:c 
der FenrrddnryeMh'yA-ed dt der M?<Hn'deM.Mtre?t IF/r/i/My MM/ de?n IFcye der 
//ec/z/sreyc/ a u /  dt'c Lertctd/e/en 6eó7e/d. Die Vertreter der Wissenschaft ha­
ben zu sehr auf die individuelle Handlung, die Rechtsanwendung geachtet, 
so sehr, daß es zum Beispiel eine in der sowjetischen Rechtsliteratur weit 
verbreitete Anschauung ist (auch noch spürbar in den vergangenen Jahren), 
daß sich die Rechtsnormen in Rechtsverhältnissen realisierend- Das be­
deutet, daß den Vertretern dieser Anschauung zufolge zur Geltendwerdung 
der rechtlichen Regelung der individuelle Auftritt der Verwaltungsorgane 
erforderlich ist (und der setzt notwendigerweise ein Rechtsverhältnis zwi­
schen dem Verwaltungsorgan und dem Verwalteten voraus). Die Wir­
kung dieser Anschauung kann auch in der ungarischen Fachliteratur be­
obachtet werden.-3
Die Empirie des positiven Rechts widerlegt die obigen, zwar allgemein 
bekannten, doch unbegründeten Behauptungen.
2. Zum — von mir oben gekennzeichneten — Nachweis der Voll­
ständigkeit des Verwaltungseinflusses müssen wir //?// d/e Fr.sc/Jtej3Mny der 
MH/ensr/ded/if/icM A Wen der Fcr;w//Mt?ysrcychoty 2MrMr/-y/c///:K, und dazu 
wiederum — noch eine Schicht tiefergreifend -  Mt// dt'c M/derw/t t'ed/à/tett 
F/zránde?/ der (7cdc?/d//-erd;/My der tcrt/'Mdt/ny.ster/tdt'cÄct; Vorwen. Ich habe 
meine darauf bezüglichen Forschungsergebnisse in zwei von 1076 datierten 
Studien veröffentlicht.33 Ich muß die dort publizierten wesentlichsten 
Feststellungen kurz zusammenfassen, weil ohne diese dogmatische Beg­
ründung die Z/crt-orrt/yende FedcM/Mny der der Fcyz-h/ny tt/tMtd/e/ùar en/s/ani- 
Dtc/tdett Fcrc'adt/tty.st.'.'irA'Mnyen ntc/d rt'r/dty itet/r/ed/ //-erden ///Mn. Ohne die 
reale Einschätzung dieser Art des Verwaltungseinflusses aber wäre auch 
die These über die Einheit von Regelung und individueller Handlung un­
begründet.
Die GeZ/endM-erd/zny der /-ern'MdMny3rec/d/:c7;eu /Vortnen
Die Geltendwerdung. Wirksamkeit der verwaltungsrechtlichen Nor­
men kann auf unterschiedliche Weise erfolgen. Die einzelnen Normenarten 
erreichen ihre gesellschaftliche Wirkung, das Regelungszie! auf interschied- 
lichc Weise. Wir unterscheiden vom Gesichtspunkt der Geltendwerdung 
(Wirksamkeit. Realisierung) der verwaltungsrechtlichen Normen aus /o(- 
yende zlrfei;.- //y die /lurch Rechtsanwendung zur Geltung kommenden Nor­
men; / j  die durch freiwillige Rechtsbefolgung zur Geltung kommenden 
Normen; cJ als Unterart der obigen durch Vollzug zur Geltung kommende 
Normend"
gß TiBOK MADARÁSZ ________________
Die Adressanten der (¿MrcA /7ec;/;/s*GM a ay z?rr Gc 7/ MMy Ao/w/MCadea
Vo? /ncM sind immer Verwaltungsorgane (eventuell mit Verwaltungskompe­
tenz bevollmächtigte sonstige Organisationen). Die Norm gibt dem Ver­
waltungsorgan die Befugnis dazu, aufgrund der allgemeinen Regeln der 
Norm in einzelnen Fällen natürlichen und Rechtspersonen Rechte oder 
Pflichten aufzuerlegen, diese zu modifizieren oder aufzuheben sowie son­
stige Handlungen von rechtlicher Wirkung und rechtlicher Bedeutung zu 
vollziehen.
Hauptsächlichstes Charakteristikum der dMrcA /rchci/hye A'ec/d.s^ c- 
/oA/MHy zw* Ce/tMMy AowMcndea A'orwe?; ist es, das deren Adressaten ihre in 
den Normen festgelegten Rechte beziehungsweise Pflichten o7me rec/d-
.songGye .lUdcrrAMMy <7es' Keraa7/M)iygorya?M aus­
üben bzw. erfüllen können. Das positive Recht beweist, daß unter den durch 
freiwillige Rechtsbefolgung zur Geltung kommenden Normen gleicher­
maßen die berechtigenden, eine Verpflichtung teststellenden sowie die 
prohibitiven Normen zu finden sind.
Diese Normen — hauptsächlich, wenn sie zu irgendeinem Verhalten 
verpflichten — lösen lediglich in Falle des rechtmäßiger), rechtsbefolgenden 
Verhaltens des Adressaten die gesellschaftliche Wirkung aus. die der Ge­
setzgeber erreichen wollte.
Aber auch der geltungswerdende Prozeß einer solchen Norm macht die 
individuelle Verwaltungstätigkeit nicht überflüssig, er beansprucht ledig­
lich rechtsdurchsetzende Handlungen anderer Art als die Rechtsanwen­
dung. Vor allem muß das Verwaltungsorgan das normengemäßc Verhalten 
des Adressaten A*o?dro7b'ere?t und auch auf sonstige Weise Informationen 
über das Geltendwerden der Norm einholen. Wenn der Adressat ein rechts­
widriges Verhalten bekundet, dann ist bereits die rechtsanwendende Tätig­
keit des Verwaltungsorgans erforderlich. Und zwar dem Rechtsver­
letzer gegenüber et'ne S'a/H'h'on. nMyeuYwnA trerde??, oder — wenn dazu keine 
Kompetenz besteht — wenigstens angeregt werden, daß der dazu Berechtig­
te eine Sanktion anwendet.
Zh'e Ferü,'u'Hu'AM?ry der Am/iuca io?/ de?a IFeye diircA den FoNzMy ist 
eine Form der freiwilligen Rechtsbefolgung, und zwar im Falle der auf­
gabenstellenden Normen, in geringerem Maße bei den institutionalisieren­
den und Organisationsnormen. Diese Normen verpflichten den Adressaten 
zu irgendeiner positiven Handlung, irgendeiner Tätigkeit, und mit dem 
freiwilligen Vollzug dieser Aufgabe wird die Norm realisiert. Hier besteht 
also keine Notwendigkeit der Rechtsanwendung und auch hier ist es Auf­
gabe der Verwaltungsorgane, im Interesse der Rechtsdurchsstzung Kont­
rollen durchzuführen und im Notwendigkeitsfalle die Ziehung zur Verant­
wortung, die Sanktion anzuwenden. Diese Art der Realisierung der Nor­
men ist notwendigerweise i'a den /.CM,F?my.s-, inn? ?7&eryeo?'dKefen
Ker/M'iJfUM.seM c/?aroDe r astrsc/;. <^*'
Auch in der sowjetischen Fachliteratur ist neuerdings eindeutig der 
Standpunkt überschritten, demzufolge sich die verwaltungsrechtlichen 
Normen in allgemeinen nur in Rechtsverhältnissen realisieren, und die Aus­
nahme davon nur die prohibitiven Normen darstellend (In der ungarischen
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Literatur wurde diese Ansicht in den Schriften von <S?/ador 7?ere??y? wider- 
spiegclt.)"" L. Sz. .7ard.sr7? schreibt neben den prohibitiven Normen bereits 
über die Möglichkeit der Geltendwerdung der berechtigenden und obiiga- 
torischen Normen außerhalb von Rechtsverhältnissen.^" Auch bei Re.scM'cw 
ist eindeutig, daß die dogmatisch möglichen dreierlei Normen auch auß­
erhalb von Rechtsverhältnissen zur Geltung kommen können. Er hält die 
Geltendwerdung der Norm außerhalb des Rechtsverhältnisses für so wich­
tig, daß er in den Lehrbüchern neben dem Kapitel über das Rechtsverhält­
nis ein gleichrangiges Kapitel für das Thema, der Geltendwerdung der Nor­
men außerhalb von Rechtsverhältnissen beansprucht."" Ähnlicher Ansicht 
ist auch 17ic/wnUcT?'  ^ <S'oroZ'?a debattiert mit ?S'aryornd.s3/?y mal -7q//e, 
deren Meinung zufolge sich die Methode der rechtlichen Regelung nur auf 
die Subjekte der Rechtsverhältnisse erstreckt."- Er behauptet ihnen gegen­
über, daß die Regelung auch das Verhalten der nicht im Rechtsverhältnis 
stehenden betrifft. An anderer Stelle schreibt er, daß es zwei Arten der Gel­
tendwerdung der Rechtsregeln gibt, die Rechtsanwendung und den Voll­
zug (die Erfüllung)."" Auch 7Vöw betrachtet die Rechtsanwendung und 
den Vollzug als die zwei Formen der Realisierung der Normen. Er schreibt 
über die aktive und passive Weise des Vollzugs, unter ersterer versteht er 
den Vollzug durch Handlung, unter letzterer durch die Enthaltung von der 
Handlung."*
Die z?eei yr??ad7eye??dea //eyc/????y.snr/cn iw? Fer?ea7/any.srec7?/
Ausgehend von diesen Grundlagen der Normenlehre kann zur Unter­
scheidung der grundlegenden Arten der verwaltungsrechtlichen Regelung 
gelangt werden. Ich bemerke, daß ich den Terminus technicus ,,Regelung­
sart" auch mit einem von traditionellen abweichenden, neuen Inhalt ge­
brauche."" Die Regclungsart bedeutet in meiner Interpretation, id?er ??e/r7?e 
Voraiea3M.w.??:?aeaee/2?iay die zur Regelung des gesellschaftlichen Ver­
hältnisses bestimmte Rechtsrege! verfügt. Das heißt, ?re7r7?e FaaZ'/ion, 
??e/c7?ea 7a7?%7/ 7;u6ea die Vorweg, rw.s deaea die 7?ec7?7ereye7 Aes7e7d aad wie 
/.warne?? diese A*or??;c?? x?o' i?c7/a??y, sowie ?ce7c7?e 7io;??/?i??a/ior? der unter­
schiedlichen Arten rechtlicher Normen vom Gesetzgeber a??ye??e??dc/ ?ei?d."" 
Aus dieser Definition hebe ich jetzt die Gcd??)?y.s??ei.se der Vera;ca hervor, 
weil die grundlegenden Arten der Regel ungsweise aus der Unterschiedlich­
keit der Geltendwerdung folgen.
7a de?* ier;?;a7/?i??ys?ee7;/7ie7?ea 77eyela??y a??/e?sc7;eidea .sic/? z?eei yra??d- 
/eyeade 7ieye/?i??y.sar/e??, je nachdetn, auf welche Weise die rechtliche Wir­
kung bei den Rechtssubjekten zur Geltung kommt. Bei dem ersten Typ 
?? i?'d die ree^ /7ic7?e tTi?7.'????y M?????idc/7??r d??rc7? die 7icye/????y nasye/ös/, der 
erwünschte Zustand oder die Veränderung in den gesellschaftlichen Ver­
hältnisse tritt unmittelbar auf Wirkung der Normen, in allgemeinen durch 
die freiwillige rechtsbefolgendc Verhaltensweise der Adressaten ein. Heim 
zweiten Typ trifft die rechtliche Wirkung die Rechtssubjekte nicht un­
mittelbar auf dem Weg über die Normen, sondern ä/?er die ?*ec7?/eaa?ee?:dea 
/7nad7aayea aad die ?adiaidae77e re?/äyeade Tn/iy/ci/ der Fe?'??'rd/a??y.soryaae.
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Auf solch einer Grund tage kann zwischen dem einen Grundtyp der Rege- 
] ungsart, der аи/ die 7ier/i7&s;i7ycA'/c eme инипУ/сНюге 1И'г/*ииу имлйбеяй'ем 
Regelung und dem anderen Grundtyp, der durch indivuduelle Verwaltungs­
handlung ;;м/' Сс17мяу АонписжУсн 77еус1ину unterschieden werden.
1. Die allgemeinen Eigentümlichkeiten der an / die 77ec7d^ M^ 'eA7e eine 
инип7/е№йге Ч'пУмиу онмййеи^еи 77eyeiMHy.sai7 sind foigende: Der Gesetz­
geber führt die Regelung grundlegend mit Normen durch, welche die sub­
jektiven Rechte der Staatsbürger bzw. der Organisationen oder deren Ver­
waltungsverpflichtungen festlegen. Die Adressaten dieser Normen sind 
unmittelbar diese Rechtssubjekte. Sie können ihre Rechte unmittelbar 
aufgrund der Kraft der Norm ausüben und ebenso ihre Verpflichtungen 
erfüllen. Weder zum Erwerb des Rechtes und dessen Ausübung, noch zum 
Entstehen der Verpflichtung und deren Erfüllung ist ein individueller Akt 
oder eine sonstige rechtsanwende Handlung des rechtsanwendenden Orga­
nes erforderlich, im Falle dieser Regelungsart sind zur Geltendwerdung 
der Rechtsregcl im allgemeinen die konkreten Verwaltungsrechtsverhält­
nisse nicht eribiderlich.37 Die Verwaltungsorgane sind zwar im Inte­
resse der Geltendwerdung der Normen tätig, doch ist dies eine 
informierende, aufklärende und beratende Tätigkeit, dann eine Kontrolle 
sowie eine über die Geltendwerdung der Rechtsregel in sonstiger Weise er­
folgende Information. Der Kingriff der Verwaltung — über diese Handlun­
gen hinausgehend — wird nur in Falle einer Rechtsregelverletzung er­
forderlich. Dann kommt es zur Anwendung der Sanktion oder zur Anregung 
ihrer Anwendung. Dies erfordert bereits eine rechtsanwendende Tätigkeit, 
und dann entsteht zwischen dem Rechtsverletzer und dem Verwaltungsor­
gan ein Rechtsverhältnis.
Der riesige For/eil der die unmittelbare Wirkung ausübenden Rege­
lungsart besteht darin, daß zur Geltendwerdung des staatlichen Willens — 
in der behördlichen Tätigkeit — nic/i7 das* У^ 'г/опУсгим 2мг <$сйм)Умиу гои. 
.Ifos.sen гои ИепеиЙмиуяинуе^еуеиЛейен 6e.s7e/;7, im allgemeinen besteht also 
nicht die Notwendigkeit ..sachbearbeitender" Verwaltungsarbeit.
In der eine unmittelbare rechtliche Wirkung auslösenden Regelung 
können die Normen ihrem Inhalt nach berec/i7iyen& (erlaubende), Fer- 
/i/Yic/dMiiycH/e.s7.s/ellein7e oder pro/ii7n7i're sein. Ganz gleich, über welchen In­
halt die Regelung verfügt (berechtigenden, verpflichtenden oder prohibi- 
tiven), kann diese von roMer им <7 lei'7irei.ser GiMiy/reiY .sein. Von voller Gültig­
keit ist sie dann, wenn sie sich im bestimmten Kreis der Rechtssubjekte oh­
ne Ausnahme auf jedes Rechtssubjekt bezieht . Von teilweiser Gültigkeit ist 
die Regelung dagegen, wenn die rechtliche Wirkung nicht auf sämtliche 
betroffene Rechtssubjekte ausgeübt wird, d.h. wenn auch Ausnahmen 
geregelt werden. Auch die Regelung von teilweiser Gültigkeit verfügt 
über zwei Arten. Die erste besteht darin, daß die Ausnahmen von Gesetz­
geber selbst in der Rechtsregel festgesetzt werden. Charakteristikum der 
anderen Art ist, daß die Rechtsregel irgendeinen rechtsanwendenden Ver­
waltungsorgantyp bevollmächtigt, von den allgemeinen Hestimmungen 
der Rechtsregel in individuellen Fällen abweichend verfügen zu können.
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2. Der a-ndere Haupttyp der Ver w a 11 u n gs rec h t s rege ! u n g ist d/e d;irrA
xMr (7e%MH.y Ao[/o/;e):dc V e^ye^ my. Auch 
mit dieser Regelungsart möchte der Gesetzgeber die gesellschaftlicheil Pro­
zesse beeinfiussen, er will ietzten Endes die Verhältnisse von Staatsbürgern 
und Organisationen den staatiichen Zielen entsprechend gestalten. Die 
gewünschte Wirkung wird jedoch nicht unmittelbar erreicht, sondern a;// 
dc/a IFcyc der Aon/re^ea Tdaad^May der t'enrad?mysoryrrae. Deshalb sind die 
Adressaten dieser Normen in erster Linie die rechtsanwendenden Organe, 
die Lenkungsorgane, der Gesetzgeber regelt die Handlung dieser Organe. 
Er berechtigt und verpflichtet diese dazu, in die Verhältnisse der Organisa­
tionen und Personen mit individuellen Akten einzugreifen. So er/ad/ca 
die Personen und Organisationen (die Rechtssubjekte) ihre Rechte ?u'c7d 
M7MM:deH<ar ro?M Gese/xycAer, aag der Acc/d-sreyef, .so?;dera von irgendeinem 
rechtsanwendenden oder lenkenden Verwaltungsoigan. Ebenso sind auch 
die unmittelbaren Quellen ihrer Verfplichtungen nicht die Rechtsnormen, 
sondern die individuellen verpflichtenden Akte der Verwaltungsorgane. Im 
Falle der Rechtsanwendung berechtigen oder verfplichten die Verwaltungs­
organe nicht ihrem eigenen Willen gemäß, sondern vermitteln nur — auch 
unter Ausnutzung der oft relativ weiten Entscheidungsfreiheit — den V il­
len des Gesetzgebers. Sie bringen den allgemein festgelegten Willen des 
Gesetzgebers in den einzelnen Fällen zur Geltung.
Folge dieser Regelungsart. ist es, daß in der behördlichen Verwaltung 
die dfuA'.sca der 7?ec№.SM&7'c%de iw MH.y?Mde№ure RazicAMay ???d den rer/d.snn- 
u'e?rdeude Fe?M%d%w7y.so7ya?re?7 ye&myen. Es entstehen konkrete Rechtsver­
hältnisse, individuelle Verwaltungsangelegenheiten — oft in sehr großer 
Zahl. Darin besteht der Alie^Ved dieser Regelungsart im Gegensatz zu der 
die unmittelbare Wirkung auslösenden Regelung.
3. Die Anwendung dieser zwei grundlegenden Regelungsarten kann 
.swo/d ru der Fer;rcdbo?y aM e^rAa№ der d/ieru/c/oe rd.s a;tc/; in der /o'erurcAt- 
.scAe77 Fer?ru^M7ry beobachtet werden. Demioch mit dem Unterschied, daß 
in der Verwaltung außerhalb der Hierarchie die individuelle Handlung vor­
herrschend ist, ihre fast ausschließliche Art ist die D r^cA-se^May der A'ee/ds- 
reye^ M. rec/[ie<%7nce/7deKde77 .-lOea,, in der hierarchischen Verwaltung da­
gegen (in der Lenkung der staatlichen Organisationen) werden neben der 
Rechtsanwendung auch die sonstigen Arten der Geltendwerdung der 
Rechtsregeln verwendet, d.h. dort tritt dieses Thema in zusammengesetz­
terer Form auf.
Æs ZM,K?;?oHe?7/dasMny des ohiyeu.* Wenn wir die grundlegend zweierlei 
Arten der Geltendwerdung der Normen bewiesen haben und aufgrund derer 
die zweierlei Regelungsarten des Verwaltungsrechtes nachgewiesen haben, 
dann kann kein Zweifel bestehen, daß die Verwaltung auf gleich welchen 
Verwalteten (sei das nun eine natürliche Person oder eine Organisation) 
im gegebenen Verhältnis (bezüglich des gegebenen Verhaltens, hauptsäch­
lich der Tätigkeit) auf zweierlei Arten wirken kann. Die Verwaltung besagt 
entweder in der 7?ec7d.sreye% selbst, was der Verwaltete tun kann, wozu er 
verpflichtet ist oder was ihm verboten ist, oder irgendein Verwaltungsorgan 
(eventuell auch mehrere) üben auf ihn mit einer konkret ihm adressierten,
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7add':daeMe?r 77a?rd7aay irgendeinen Einfluß auf ihn aus. Daraus folgt. daß 
wir — wenn wir die Verwaltungsbeeinflussung irgendeines Verhältnisses 
(einer Tätigkeit) des Verwalteten untersuchen wollen — dann die auf die­
ses Verhältnis (diese Tätigkeit) einen Einfluß ausübenden, unmittelbar (ex 
lege) wirkenden Rechtsregelbestimmungen und die aufgrund der Rechts- 
regcl durchführbaren beziehungsweise durchzuführenden indivuduellen 
Verwaltungshandlungen gleichermaßen, ye?ae7?:saa: in Betracht ziehen 
müssen.
Die drei JVodede der Fer;'Y?da,?7y.sy?tt'y7*ed
1. Die Verwaltungsrechtswissenschaft untersucht traditionell die Er­
scheinungen von Recht und Verwaltung isoliert voneinander und an 
sich. Gegenstände eingehender wissenschaftlicher Analysen sind zum Beis­
piel der Verwaltungsakt oder die Verwaltungsrechtsnorm, das Rechts­
verhältnis. die Sanktion usw. Ebenso tauchte in einem ziemlich langen 
Abschnitt der ungarischen Wissenschaftsentwicklung als gesondertes 
Thema die behördliche Tätigkeit und die hierarchische Lenkung der Or­
ganisationen oder die Rechtsetzung und die Rechtsanwendung auf. In der 
Entwicklung des wissenschaftlichen Denkens ist diese Einschränkung auf 
den Gegenstand — gerade mit dem Ziel des eingehenden Kennenlernens — 
eine verständliche und begründete Etappe. Wenn wir jedoch die Ver­
waltungsverhältnisse zeitgemäß, inhaltlich, als Machtverhältnisse unter­
suchen, dann er?aöy77c7d die 77t'?McAä7xany der FeraY?77a7ry.snMde7 an -sfcA 
?n'c7d ateAr da.s Fergiändaäs- des AorrrpL'xrerten 7fo/ap7eaeg der -staadicAea Ar- 
.sc7re7aaayea, doer re Jade denen nns.sen.scAa/f <№ Aea B'Vder.spieyeJany. Es muß 
daher also auch theoretisch zu dem Punkt gelangt werden, was übrigens 
von den Verwalteten immer real gespürt wurde, — daß auch die Verwal­
tungswirkungen wissenschaftlich yen:einearn betrachtet und eingeschätzt 
werden. Wir müssen das Verhältnis der Verwaltungstätigkeit als Ganzes 
und des Verwalteten dazu untersuchen, um die von der Verwaltung aus­
geübte Macht in ihrer tatsächlichen Erscheinung einschätzen zu können. 
Es ergibt nämlich kein richtiges Ergebnis, wenn wir die unmittelbare Wir­
kung der Rechtsregeln an sich — ohne die individuellen, z. B. rechtsan- 
wendenden Wirkungen - ,  oder nur die Tätigkeit der einzelner! Verwal­
tungsorgane — ohne die Wirkung der Rechtsregeln — betrachten. Jeder, 
cfaea yeye&eaea Fenrnde/ea Ae7re/fende FeracdtMaygMupaTs Aaaa ?rar ye- 
7HeÓ!.sa???, 7a .sedre?' yeareragaarea !F7rAa?:y e7ayescAütx% aerdea. Die DarcA- 
getzaay dc.s .staadt'cAea tfr'Jerr.s ??n7 rer?cal7aay&'7ec7?d7cAea .17ide?a erfolgt 
also über ein System von areArerea 7faaä7e?i. Die 7?eeMi/7ag.sMuy — in Hin­
sicht auf ihre rechtliche Art — wird unmittelbar auf dem Weg über die 
allgemeinen Bestimmungen der Rechtsregel und daneben auf den Weg des 
individuellen Eingriffs der Verwaltung (die den konkreten Adressaten bet­
rifft) verwirklicht.
Wenn wir also die Antwort darauf suchen, auf welche Weise und in 
welchem Maße sich die Verwaltung in irgendeine Tätigkeit einmischt, dann
?aäg-sea aa'r dag PecAAsanderaJ aad dea Proze/? der 7?ec7d.sdarc7igefxaay ye-
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areMMam Es sind also die auf die Subjekte der Tätigkeit un­
mittelbar wirkenden, d.h. ohne Rechtsanwendung zur Geltunc kommenden 
Norme:! sowie diejenigen Kompetenzregein zu untersuchen, llurch die die 
Verwaltungsorgane zu den auf die Tätigkeit wirkenden individueiien Yer- 
waitungshandiungen berechtigt werden. Unter gemeinsamer Eitischätzung 
der Regelung sowie des rechtsdurchsetzenden Kompetenzbereiches können 
die unterschiedlichen Modelle der Verwaltungsbeeinflussung ausgestaltet 
werden.
2. Wenn wir die Gew/w/Ac?? .süaiVGcAer Verhältnisse (Verhaltensweisen, 
in erster Linie Tätigkeitsarten) des Verwalteten (ob es sich nun um einen 
Staatsbürger oder eine Organisation handelt) betrachten, dann kann ein 
deutig festgestellt werden : Auf diese wirken beide Formen der Verwaltungs­
tätigkeit (die Regelung und die individuelle Handlung) gleichermaßen, 
gemeinsam. Wenn wir dagegen nur côte Oazige Tü/ig/edsur/ irgendeines 
Verwalteten-Typs zum Gegenstand unserer Untersuchung wählen, dann 
Mmaww tw  Mi? dre: A/odeMea des auf diese Tätigkeit ausübbaren Verwal­
tungseinflusses wAaca. Dies sind folgende: Die Verwaltung wirkt auf
die Verwalteten nur auf dem Wege der Rechtsregel, die mit der Tätigkeit 
verbundene Beeinflussung kommt auf dem Wege der unmittelbar an die 
Verwalteten adressierten und sich somit durch freivillige Rechtsbefolgung 
durchsetzenden Normen zur Geltung: AJ Die Verwaltungsbeeinflussung 
wird von der Verwaltung ausschließlich durch individuelle Akte (durch 
Herausgabe eines oder mehrerer individueller Akte) gewährleistet. Dies sind 
rechtsanwendende, sonstige rechtsdurchsetzende oder rechtsregelvoll­
ziehende individuelle Akte, genauer gesagt individuelle Handlungen, die 
entweder von Rechtswirkung sind oder nicht, ln diesem Modell besteht die 
Rolle der rechtlichen Regelung in der Berechtigung zu den individuellen 
Handlungen, also in der Bekanntgabe des in materiell-rechtlichem (und 
nicht verfahrensrechtlichem) Sinne verstandenen Kompetenzbereiches und 
weiterhin in der Regelung der Pflichten der Verwalteten (und ihrer Rechte) 
in Verbindung mit den individuellen Handlungen. (Es geht also auch hier 
nicht um die Alleinigkeit der individuellen Einmischung, die Umgehung 
der Rolle der Rechtsregeln, sondern lediglich darum, daß die Verwaltungs­
beeinflussung nicht unmittelbar, ex lege, zur Geltung kommt, sondern 
nur durch Einschaltung der individuellen Handlungen.) c) Das dritte 
Grundmodell ist die Kombination der zwei vorangehenden: Der Verwal­
tungseinfluß kommt zum Teil unmittelbar auf dem Wege über die Rechts­
regel, zum Teil durch individuelle Handlungen zur Geltung.
Fc r a/adaay.s'/ä/ à/AeaA? Forynay
Zur systemmäßigen Untersuchung der Verwaltungstätigkeit gehört 
auch - wie ich oben geschrieben habe —, daß wir die Verwaltungshandlun­
gen nicht an sich, sondern in ihren Zusammenhängen, als Teile eines c;'a- 
AedGcAea Vorganges behandeln. Dieser Verwaltungsprozeß ist ein Mitte! 
der Ausübung der Verwaltungsfunktionen. Durch ihn wird die Verwaltungs­
beeinflussung der einzelnen Gesellschaftsverhältnisse und in diesen der
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Verhaltensweisen der Verwalteten sowie die Realisierung der verwaltungs- 
{xilitischen Ziele verwirklicht. Wir untersuchen die einzelnen Verwaltungs­
handlungen — die Regelung ebenso, wie die unterschiedlichsten Typen 
der individuellen Handlungen — innerhalb dieses Vorganges von dem 
Gesichtspunkt aus, was ihre Rolle bei der Ausübung der Funktion inner­
halb der Gesamtheit des Verwaltungsvorganges ist. Die funktionsmäßige 
Untersuchung der unterschiedlichen Arten der individuellen Verwaltungs­
einmischung, d.h. die Einsetzung irgendeiner Handlung oder Handlungs­
reihe in eine größere Einheit der aufs Ziel bestrebten Verwaltungstätigkeit 
-s/c№ efa ?ouoaydHy(f<"Ac.s d/wMeni der ödcyrfer/ca,, y/o&dett An-scMMMny der 
kerav/dMHg dar. Dadurch kann die isolierte, zusammenhangslose und anti- 
dialektische Anschauung der einzelnen Tätigkeitselemente der Verwaltung 
(und zugleich der Gesellschaftslenkung) bekämpft werden. Dazu müssen 
wir aber die formelle, dogmatische Annäherung der Verwaltungs- und 
Rechtserscheinungen überholen und cs ist die gesellschaftliche und poli­
tische, also inhaltliche Behandlung dieser Erscheinungen erforderlich.
Die funktionelle Untersuchung der als Mittel der individuellen Ver­
waltungseinmischung dienenden einzelnen Rechtsinstitute (individuelle 
Akttypen) erfordert jedoch eine noc/; dtffsreMzferfere BeyrrffsMdMMy and 
einen differenzierteren, ßeyriffsye&raMc/;. \Venn wir die einzelnen Verwal­
tungsfunktionen unterscheiden, dann ist die Bestimmung der Funktion je 
einer Verwaltungshandlung schon relativ einfach, weil darauf geantwortet 
werden muß. zur Durchsetzung welcher Verwaltungsfunktion die unter­
suchte Handlung das Mittel ist. Doch gleichzeitig damit taucht auch die 
Notwendigkeit auf, die Funktion der gegebenen Handlung auch in, ewer 
aadcrCH zu bestimmen. Nämlich darin, ?ra.s fAre i'Arc
7?oNe MM jProze/i? der FNaA/foM.sdMrcA.se/zMMy d.h., wie sie sich in das ge­
samte System der auf eit! identisches Ziel gerichteten Handlungen einfügt. 
(Die Kontrolle zum Beispiel kann einer Funktion so dienen, indem sie 
lediglich das durchsetzende Mitte! der direkten Verwaltungseinmischung 
darstellt, die auf dem Weg der unmittelbar an die Adressaten gerichteten 
Normen verwirklicht wird. Gleichzeitig stellt die Kontrolle in Dienst einer 
anderen Funktion — zum Beispiel bei der gesetzlichen Aufsicht einer Ver­
einigung — das Wesen der Funktion dar, weil das Verwaltungsziel gerade 
auf dem Weg der Kontrolle erreicht werden kann. Die Bestimmung der be­
hördlichen Erlaubnis zum Beispiel im Dienst der einen Funktion bedeutet 
die Kontrolle dessen, ob die an die Erlaubnis gebundene Tätigkeit den 
Rechtsregeln entsprechend durchgeführt werden soll. Im Dienst einer an­
deren Funktion dagegen besteht die Bestimmung einer anderen behördli­
chen Erlaubnisart darin, unter den Antragstellern zweckmäßig denjenigen 
auszuwählen, den die Erlaubnis zu erteilen ist.) IFfr Ubmew daher den 
Beyrtff der FiotUma der Mtdt'rt'daef/en FormMcA?oty.s'tMd/e( zweierlei /?e- 
de?dMny yefrancAen. Von der einen Beite können wir sie als yesedseAa/'/.s'- 
(enAende Fand/ton auffassen, wobei die Festlegung der Funktion der gege­
benen Handlung Antwort darauf gibt, welcher Verwaltungsfunktion sie 
dient. Von der anderen Seite können wir sie als lU'rUiny.S'-, als Froxe/3- 
F?/MUtoM auffassen, und bei deren Untersuchung erforschen wir, was die
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Bestimmung der Handlung in gesamten Vorgang der Funktionsausübung 
ist.
Diese Anschauungsweise ermögücht, daß wir die einzelnen Hand­
lungen (und nicht nur die rechtsanwendenden Akte) als Mittel der Ver­
wirklichung der rechtlichen Regelung behandeln, und auch, daß wir im 
Kreis der den Verwaltungseinfluß realisierenden Handlungen zwischen den 
dlre/len Mitteln und den dnrc/nsclzcnden Mitteln der Beeinflussung unter­
scheiden. So können wir unter anderem zur volleren Einschätzung der Rolle 
von Kontrolle und Sanktion gelangen und dadurch auch zur genaueren 
Definition von Begriff und Arten der Verwaltungsfunktion.ss
3. Die Regelungseinheiten als Sonnensysteme
Mit dem Auftauchen des Anspruches nach wissenschaftlichem Über­
blick über das Verwaltungsrechtsmateria! begegnen wir unumgänglich 
einer wichtigen theoretischen Frage, die nur scheinbar ein methodolo­
gisches, in Wirklichkeit aber ein grundlegendes Problem der Anschauungs­
weise ist. Der Frage nämlich, der UeyenA-lnnd der 17n/ersne/nny .sein 
.soll, was MM Drennpiin/d der /! naly.se sie/en -soll. Die traditionelle Lösung 
besteht darin, daß als zentrales Objekt der Analyse die Aer/dsnorMi ge­
wählt wird, als Grundeinheit der rechtlichen Regelung, des Rechtsmate­
rials.
DaN De; den in Aeyelnnysein/ieden a M .stelle der einzelnen Aormen
Trotz des Umstandes, daß die Rechtswissenschaft der Praxis der 
Rechtsetzung durch die Unterscheidung und Charakterisierung der un­
terschiedlichen Typen der Rechtsnormen eine wertvolle Unterstützung 
leisten kann, trägt sie dadurch doch nur zum gründlicheren Kennenlernen 
der elementaren Bausteine der Schaffung von Rechtsregeln bei. In der 
wissenschaftlichen Analyse der rechtlichen Regelung kann sowohl bei uns 
als auch im Ausland immer mehr das ü ^erA/Midnc/oMen des Den/ens in 
Ao r?Mensys/e?nen, Mi yrö/?eren /tcyelMMy.seinAedcM öcoöac/iiei nerden. Die 
Struktur der rechtlichen Regelung wird — anstelle des Aufbaues mit 
Rechtsnormen aus den drei logischen Elementen: abstrakter Tatbestand, 
Verhaltensrege] und Rechtsfolge — immer mehr als Komplex vieler Nor­
men und zwar Normen von unterschiedlicher Funktion aufgefaßt. Das 
trifft besonders auf das Verwaltungsrecht und die Rechtszweige ähnlichen 
Typs zu. Die theoretische Ausgangsgrundlage besteht darin, daß die ini- 
inanen/en Geseizmä/?iy/*eden der den yeselisc/a/dic/ en ?Mid poli/i-sc/ieM Zielen 
dienenden rec/dlic/ien Aeyelnny inye einer Anrnt nic/d er/anni werden /rönnen.
Im Verwaltungsrecht — möglicherweise infolge der Spezifika der ver­
waltungsrechtlichen Regelung — ergibt die Anschauung, die Interpretation 
je einer Norm an sich kein reales Bild über die in der Regelung zu verwir­
klichende Vorstellung. Wenn wir die Norm auch in dem in der Rechtstheo­
rie bekannten breitesten und differenziertesten Sinne auffassen hat der 
Ausgangspunkt von der Norm her unwollkommene und stark eingeengte
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Informationen zum Ergebnis. Im Verwaltungsrecht wird nämlich das Re 
gelungszie!, die gewünschte, geplante Gestaltung des Verhältnisses ow 
.sd/CHs'/eii aa/  IFey vier eine e7/;ziye iVor/a leneirNicIi/, dazu ie/ t'w
al/yewe/nen eine zn.saminen7ninyende Aorinenyrnppe ei^order7ie7n Auf der 
Hand liegend wäre daher die Untersuchung der in einer Rechtsquelle in 
ein System gefaßten Normengruppe. Die 77ec7d.sreyel (deren Begriff wir 
nicht als Synonvm der Norm, sondern zur Bezeichnung der in einer Rechts­
quelle geschaffenen Normengruppe gebrauchen)/" erfüllt von Fall zu Fall 
bereits an sich auch die Funktion der rechtlichen Regelung irgendeines 
gesellschaftlichen Verhältnisses und dadurch der staatlichen Beeinfluss­
ung. Doch auch eine Rechtsregel von solcher Funktion ist im Verwaltungs­
recht selten. Allgemeiner ist die Lösung, daß der sich auf ein- und dasselbe 
Verhältnis (oder Verhältnisgruppe) beziehende staatliche Willen an/* dem 
H'eye mehrerer 77ec7d&reyeln zum Ausdruck kommt. Es geht hier nicht nur 
um die Gemeinsamkeit von Grundrechtsrege! und den Vollzugsrechtsre­
geln, sondern auch darum, daß ein- und dasselbe gesellschaftliche Ver­
hältnis vom Recht von mehreren Seiten angenähert wird, dem komplexen 
System der Regelungsziele dienen in nicht nur einem Fall zahlreiche Rechts­
regeln gemeinsam. (Zum Beispiel werden in ein und derselben Erscheinung 
die unterschiedlichen Interessen von den Rechtsregeln mehrerer Verwal­
tungszweige geschützt und zur Geltung gebracht.) 7a einem -solchen Fall 
/y;nn die 7?ezie7mny zieMc7ien der yereyel/en ye-seI7.sc7iq/Mic7ien IFóLIádilei/ 
mid dem 77er/;7 nur nn/er yemein-samer /learl/any eäm/7ic7ier .sie/; an / den Oe- 
yens/and der 77eye7nny &ezie7;ender 7/er/d.sreyel?? er.srAlo.s.sea werden. Doch wir 
können auch noch weitergehen! In einzelnen inneren und äußeren Ver­
hältnissen der sozialistischen Organisationen zum Beispiel wirken nicht 
nur die Regeln eines einziges Rechtszweiges, in unserem Falle die des Ver- 
waltungsrechtfs, sondern der staatliche Willen wird oft bei der Regelung 
eines Verhältnisses dnrc7i die .17d/cl me/oerer Rechtszweige ausgedrückt. 
(Dieses komplexe Zusammenwirken der Rechtszweige wurde auch von Ta­
más Sárközi in mehreren Arbeiten nachgewiesen.*') Im Falle einer solchen 
komplizierten Regelung kann die Analyse nur dann ein richtiges Bild er­
geben, wenn wir über die Anschauung des Rechtszweiges und des Rechts­
wissenschafts-Zweiges hinausgehen, und sämtliche Rechtsregeln von iden­
tischem Ziel, die in eine Richtung wirken, deren sämtliche Normen gemein­
sam (ohne Rücksicht auf den Rechtszweig), als etnlei7lic7ie.s ¿ö/.s7em Ae7- 
rae7;7en. (Diese Forderung kann nicht nur der wissenschaftlichen Analyse 
gegenüber gestellt werden, sondern auch der Gesetzgebung gegenüber, 
denn die wissenschaftliche Untersuchung von komplexer Anschauung ist 
ja gerade dazu berufen, der Gesetzgebung von komplexer Anschauung zu 
dienen.)
Obwohl diese Interdisziplinärität der Weg der Zukunft ist (dies ist 
umso eher so, wenn es um die Regelung noch komplizierterer Erscheinun­
gen geht), und auch mit deren wissenschaftssystematischen und forschungs­
methodologischen Konsequenzen gerechnet werden muß, erübrigt all dies 
nicht die Erschließung der Eigentümlichkeiten der Rechtszweige sowie die 
speziellen Untersuchungen der Rechtswissenschaftszweige.
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Wir sind also in unserem Gedankengang bisher dahin getätigt, daß 
der Gegenstand der wesentliche Ergebnisse versprechenden Analyse des 
Yerwaltungsrechtsmaterials nicht, lediglich die Rechtsnorm sein kann, 
nicht einmal eine sämtliche Normensysteme in eine Einheit fassende 
Rechtsregel, sondern die Analyse mul! sich wenigstens ям /&i.s ro77e Ямя/еи! 
der sfcA ям / Idcn/äsc/ie Еег/мЛ/ямзе 7;сз1е/;йяс7ся Тегм,'я1/мяу.5гес/УА'/'суе7я 
егб/гег/ея. Auf das System, auf dessen Wege die Verwaltungsbeeinflussung 
des gegebenen Verhältnisses, die Gestaltung des Verhaltens der in dem 
Verhältnis lebenden und handelnden Menschen dem staatlichen Ziel ent­
sprechend verwirklicht wird.
Auf die Ausgangsfrage kann also so geantwortet werden, daß ói der 
Аяя/уяе de.s- Тегм-я7/мяузгег/;/яи;я/ег;Ыя die UeMieói.sc/Mi/Z der /¿crMsreyeói 
de л ябуеугенз/е?: (УеуеяАят/ der Vti/c/.s мс/t мяу Mde/, мм/ deren Ikeye dt'e 
/-omp/exe //eeói//M.SÁMMy ó'yendetMee 1яея.ус//1с7;ея Гег7/я//еме нм/ гегмя/- 
/MMy.s?ee7t/7íc7teM .l/d/e/м rerM't'r/'ó'r/ó ?c;'rd. So ist das Ziel der Analyse nicht 
die wissenschaftliche Untersuchung der Elemente der Rechtsnorm, auch 
nicht der Elemente der in einer Rechtsregel zusammengefaßten Normen- 
gruppc, sondern die tclssense/tg/d¿77;e 77я/ег$мс7;мяу der АУе/мея/е der auf 
obige \\ eise interpretierten 77еуе/миу .s e/я/tei/. Meine Ansicht über das Den­
ken in Regelungseinheiten anstelle von Normen scheint von der Аяз/с/з/ 
mehrerer .soM-ye/l.s-c/ier Ам/огея unterstützt zu werden. Diese Autoren bringen 
in Verbindung mit der 77ee7;/.s;'n.s/;7M/;'оя ähnliche Gedanken zum Aus­
druck.
ich bin bei der Untersuchung dieses Themas zu der Feststellung ge­
langt, daß — zumindest im Verwaltungsrecht — die ,. йесАТлмм/йиМЬя" 
ein /?eyrl/jf ron 3?eni7;r/? мп^ел/пят/еп 7я^я7/ le/, nnd зм der 77езе1сАямяу der 
o/ien мяггмееяея 77еуе7мяуее1я7;е1/ея nle/d yeelyne/ !.s/d- An ihrer Stelle bin 
ich davon ausgegangen, daß es sie/; ¿<e! der 77еуе7ммуее1я7;е1/ мгя dn.s <S'y.s/en; 
гоя Аопяея /ninde//, die .sie/; ям/ Iden/lse/ie 7?еуе/мяуео/уе77е &ез!е/;ея.
Der Dey/ j/f des Dl/eA/es de;- гегм я7/мяуегее7;/71е7;ея 77еуе/мяу
Zur theoretischen Festlegung der Regelungseinheit müssen wir also 
den Begriff des Objektes der Regelung definieren. Was kann als Objekt der 
Regelung betrachtet werden?
1 . Betrachten wir zuerst, we/e/ien T/lnwel.s dlc.s'liezllylle/i dn.s yel/ende 
мяуягме/;е ЕегмаЙмяуягес/;/ yl/M/ Aufgrund des Studiums des Rechtsma­
terials suchen wir darauf Antwort, яц/угмж/ ice/r/icR mdnenden Drlnzlps 
die Normen in je eine Rechtsregel zusammengefaßt werden, d.h. auf welche 
77;е;яепп;7ея sich die geordneten Normengruppen beziehen und welche 
Praxis auf diesem Gebiet von der ungarischen Gesetzgebung ausgestaltet 
wurde.
Bezüglich des Themas der Regelung gibt oft die Titel- oder Gegen­
standsbezeichnung der in einer Rechtsquelle herausgegebenen Rechtsregel 
einen Hinweis, doch cs ist allgemein bekannt, daß dies beim bedeutenden 
Fall der Rechtsregeln nicht der Fall ist. (Entweder, weil das Thema der 
Regelung aus dem Titel einfach nicht hervorgeht, oder weil die Rechtsregel
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über etwas anderes hande!t, als der Titel ahnen läßt.) Sehr oft begegnen 
wir auch der Lösung, daß eine Rechtsrege! mehrere Themen, oft von 
großer Zahl betrifft.
Betrachten wir einige cArrwA/erM/McAe TAewcnö/pe?? der 
reye^ MMy/
a j Einen Haupt typ gibt irgendein Verhalten, am ehesten irgendeine 
TdGyAed (Tätigkeitskomplex). (Das ist die übliche Lösung zum Beispiel 
bei der Regelung der Wirtschaftsverhältnisse.) In diesem Fall sind die der 
Verwaltungs- (oder breiter aufgefaßt staatlichen) Beeinflussung der Tätig­
keit dienenden Normen relativ am leichtesten zu überblicken, weil dn.s 
Prdizipder Fere;'myMHy der Norme?! ?'?? em <Sy.sfem klar ist. Der sich auf die 
zu beeinflussende Verhaltensweise beziehende staatliche Willen hat Mm 
Jfe TVdt'yAed Aeram irgendeine Regelungseinheit geschaffen, unabhängig 
davon, wer oder was das Subjekt des Verhaltens ist und auch davon, web 
che Elemente (welche indirekten Gegenstände der Regelung) der objektiven 
und gesellschaftlichen Wirklichkeit von der Tätigkeit betroffen sind.
^0 Als anderer Thementyp der Regelung kann dyendera NJemeK/ der 
oAy'e/d/een IF/rAdicAAed betrachtet werden, so z.B. irgendein Produkt, eine 
Ware, technische Anlage, ein Tier, ein natürlicher Gegenstand usw. Im 
Falle einer solchen Regelungslösung steht nicht irgendeine Tätigkeit im 
Mittelpunkt, sondern der Geyen.s/ond der TöGyAed, in Verbindung mit dem 
unterschiedliche menschliche Verhaltensweisen realisiert werden. Wenn 
das Regelungsthema irgendeine Tätigkeit ist, dann sieht die Formel der 
Regelung folgendermaßen aus: eine Tätigkeit und mehrere von der Tä­
tigkeit betroffene Gegenstände (indirekte Gegenstände). Wenn es sich 
beim Thema der Regelung um irgendein Element der objektiven Wirk­
lichkeit handelt, dann lautet die Formel: ein Gegenstand und diesen ein­
zigen Gegenstand betreffende unterschiedliche Tätigkeiten. (Wenn zum 
Beispiel das Thema der Regelung irgendein Produkt ist, dann gruppieren 
sich darum die mit dem Produkt verbundenen Tätigkeiten, so die Regeln 
der Herstellung, des I msatzes, der Lieferung, der Lagerung, eventuell des 
Verkaufes usw.)
r) Den dritten Thementyp der Regelung gibt das ö'MAjcU irgendeiner 
Tätigkeit (oder eines Tätigkeitskomplexes). Dieses Subjekt kann eine 
Organisation irgendeinem Types sein, eine natürliche Person, eventuell 
eine Gruppe von natürlichen Personen, die nicht in einer Organisation zu­
sammengefaßt sind. Bei der I hemenauswahl einer solchen Regelung ist das 
Subjekt der Handlungen der sich herauskristallisierende Punkt, um den 
die Verhaltensregeln gruppiert werden, deren gemeinsamer Zug darin be­
steht, daß ihr Adressat derselbe ist.
Im Kreis der vom geltenden Recht ausgestalteten Thementypen 
der Regelung verdient — wenn auch nicht mit den Anspruch auf Voll­
ständigkeit — noch ein Thementyp erwähnt zu werden. Und das ist, da.s 
Zt'eJ der NeyelMny, der P e r a ;?y.s Aeeb?/7May. Grundlage der Gruppierung 
der Normen ist nicht in einem Falle der Umstand, daß sie auf die Aus­
lösung einer idcw/McAen yese^ seAa/MifeAe?? Ilir/aay  gerichtet sind. So er­
scheinen in einer Regelungseinheit die sich auf unterschiedliche Subjekte
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beziehenden, unterschiedliche Verhaltensweisen vorschreibende und in de!' 
Regel unterschiedliche Elemente der objektiven und gesellschaftlichen 
Wirklichkeit betreffenden, doch auf ein bestimmtes Ziel gerichteten Nor­
men.
Es muH also im geltenden ungarischen Verwaltungsrecht mit M'cm'y- 
.s/gn.s tacrer/e! Typen r/er Y'AcMewcc//?? der 7?eye7nny gerechnet werden. (Sehr 
oft jedoch kommt es — auch innerhalb einer Rechtsregel — zur Kombina­
tion dieser Themen.) Dementsprechend kann unsere Antwort auf die oben 
gestellte Frage lauten, daß das objektive Recht auf wenigstens viererlei 
Arten 7t'eyc7nnygetn/!ei7en ausgestaltet, und zwar dem geregelten Verhalten 
(der Tätigkeit) zufolge, dem Gegenstand der Tätigkeit (dem indirekten Ge­
genstand der Regelung) zufolge, dem Subjekt der Verhaltensweisen und 
schließlich dem Ziel der Verhaltensweisen zufolge. Es stellt ein interessan­
tes Forschungsthema dar, zu welchen Wirkungen der Gesetzgeber irgendei­
nen der vier Thementypen oder irgendeinen anderen, jetzt nicht behandel­
ten Thementyp auswählt? Ist die Themenauswah! zufällig, eine Funktion 
des gesetzgeberischen Subjektes, oder kommt den objektiven inneren Zu­
sammenhängen der gesellschaftlichen Erscheinungen und auch den rechts­
wissenschaftlichen Gesetzmäßigkeiten eine beeinflussende oder aber be­
stimmende Rolle zu?
2. Wenn wir aufgrund des positiven Rechtes, der gesetzgeberischen 
Praxis entsprechend zum theoretischen Begriff des Regelungsgegenstandes 
gelangen möchten, dann können wir also als Gegenstand der Regelung glei­
chermaßen das geregelte Verhalten oder den Gegenstand des Verhaltens 
(an den sich das Verhalten auf irgendeine Weise anschließt) auffassen, 
ebenso aber auch das Subjekt des Verhaltens oder einzelne Regelungsziele. 
Die über die Regelung auszugestaltende theoretische Konstruktion läßt 
aber diese Alternativität nicht zu. diese sich in der Eventualität verber­
gende Unsicherheit.
Zur theoretischen Definierung des Gegenstandes der Regelung können 
wir auf rcr/;/.s7//core/rs'r/;c Anhaltspunkte zurückgreifen. Ein solcher ist die 
Bestimmung des es der 7?er7;/3z?reiye, ein anderer die Bes­
timmung des D&yeMe.s der Aee/d.s'Mor?;?.
Einer, in der marxistischen rechtstheoretischen Literatur ziemlich 
allgemein verbreiteten Anschauung zufolge geben die gesellschaftlichen 
Verhältnisse den Gegenstand der rechtlichen Regelung. Die andere An­
schauung versteht — nach einem genaueren 1 nhalt des Begriffes suchend — 
unter dem Gegenstand der Regelung das Verhalten der Menschen in ir­
gendeinem gesellschaftlichen Verhältnis. W as den Gegenstand der Rechts­
norm betrifft, eignen die traditionellen Normenlehren dieser Kategorie 
keine Bedeutung zu. Re-scMvi dagegen gebraucht den Begriff eindeutig und 
betrachtet als Gegenstand der Rechtsnorm das „teleologisch verstandene 
menschliche Verhalten" (und bezeichnet als zwei Hauptgruppen des Ver­
haltens die Handlung und die Tätigkeit).^
Auch zum Zweck der Analyse und Systematisierung des Verwaltungs­
rechtsmaterials können wir aufgrund dieser letzten beiden Standpunkte 
den Gegenstand der Regelung an geeignetsten definieren. Das heißt.
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Zwme?; nV Gcycn^n?;d der Peye7MM.y dn.s ;neHAc7;7Zc7;e CoryoaZ.sa/orZ.sc7;e^  Fer- 
7;n7/en&e/rnc7;7eM,GM/df/.s — in Zrye;;deZ?;e;M ye.se/7.sc7;rr///;c7;en FerTidJ/nZy — der 
Ce.?eZ2ye6er d/e D;ire7;ee/2Mny de.s Fer;rn7/MKy.seZ?J'7M.Me.s zM?n ZZe/ .se/c/e, 
oder de.s.sea 7?e/b/yMn.y er ror.sc7;rie7). (Die Alternativität der Definition wird 
durch die Existenz der zwei Arten von Verhalten, welche den Gegenstand 
der Regelung bilden — und in folgenden charakterisiert werden — be­
gründet.)
Die Feststellung, daf.i der Gesetzgeber ein gegebenes menschliches 
Verhalten in irgendeinem gesellschaftlichen Verhältnis zwecks dessen Ge­
staltung regelt, erscheint selbstverständlich, ja als Gemeinplatz. Dennoch 
ist diese bei der Bestimmung des Gegenstandes der Regelung ein wichtiges 
Element, hauptsächlich deswegen, damit die Gegenstände der Regelung 
voneinander unterschieden werden können. Die beeinflußten bzw. die er­
wünschten Verhaltensweisen sind nämlich gleichermaßen durch Gleich­
heiten und Unterschiede charakterisiert, und zur Unterscheidung kommt 
es hauptsächlich demzufolge, Za a-e/cAew ye.se77.s'c7;y/M7cAen Fer7dd/?;7.s das 
Verhalten eischeint. (Die theoretische Unterscheidung der gesellschaftli­
chen Verhältnisse kann nicht Ziel dieser Arbeit sein, so auch nicht, was 
wir in ihrer Klassifizierung als Principium dividendi betrachten können. 
Dennoch erscheint die Hervorhebung von wenigstens zwei Gesichtspunk­
ten begründet, und zwar als erster der, na a-e7c7;e ye.sc/7.sc7;y/7/7c7;-??;e?;.sr/;- 
7ic7te Th/Zy/eZ/ sich das gesellschaftliche Verhältnis o?;sr7d7e/%, und zum 
zweiten, Mider ?ce7e7;ea dfeM.se7;en and A7e;;.sc7;enyr?/ppeH ein typisches Ver­
hältnis von gesellschaftlichem Ausmaß entsteht. Vom Standpunkt der 
Klassifizierung des Gegenstandes der verwaltungsrechtlichen Regelung 
erscheint der erstere wichtiger. Der Umstand nämlich, in welcher Sphäre 
der ye.seZ/.sr/<y/7//c/;en TZdZy/eZ/e;;, in welchem Zweig. Unterzweig usw. das 
Verhalten verwirklicht wird.)
Die Arten der 7/eye/MKy.sycye?; s/cade
Auch zur Erschließung der Spezifika der als Gegenstand der verwal­
tungsrechtlichen Regelung dienenden Verhaltensweisen ist deren Klasifi- 
zierung ein gutes Mittel. Es besteht kein Zweitel, daß auch hier der Unter­
scheidung von №inde?n und Un/erTa-Men eine Rolle zukommt, doch müssen 
wir uns unter beiden unbedingt auf das 77ande7a konzentrieren. Auch 
7V.sc/;/n trifft eine Unterscheidung zwischen den zw ei Formen des Handelns, 
der Handlung und der Tätigkeit. In Übereinstimmung mit der über die 
Tätigkeit gegebenen Definition'*'' hebe ich hervor, daß dZe.se im Kreis der 
Gegenstände der verwaltungsrechtlichen Regelung dZe ;;'Ze/;/i'y.s/e 7Udeyo- 
r/e dar.sV/7/. Bei der weiteren Untersuchung des Gegenstandes der Rege­
lung wird daher den unterschiedlichen Arten der 7'h/Zy/eZ/ die größte Auf­
merksamkeit erwiesen.
Zuallererst kann eine Unterscheidung nach den S*M/y'e//e;; der Tätig­
keit getroffen werden. Der eine handelnde Subjekttyp ist im allgemeinen 
das zum individuellen Eingriff berechtigte (verpflichtete) Fer?r;y7/;;;;y.sor- 
yon, d.h. der Adressat der Kompetenznorm, beim anderen Subjekttyp
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handelt es sich um den Fer;ml/e?e?t seihst, auf dessen Tätigkeit die Ver­
waltungsbeeinflussung gerichtet ist. Vom Gesichtspunkt der Analyse des 
Rechtsmaterials aus ist der letztere der wesentlichere, denn die gesell- 
schaftslenkende Funktion der Verwaltung besteht ja gerade in der Aus­
übung einer Wirkung auf das Verhalten der Verwalteten, in der Durch­
setzung des staatlichen Willens in der Tätigkeit der Verwalteten. End die 
Tätigkeit der Verwaltungsorgane ist das Mittel dieser Beeinflussung. Ent­
weder so, indem das Verwaltungsorgan (als hierarchisches lenkendes Organ 
oder außerhierarchisches, die Verwaltung durchführendes, rechtsanwen- 
dendes, rechtsdurchsetzendes Organ) mit der Handlung auf direkte Weise 
die Verwaltung se№.s/ verwirklicht (also nicht die Rechtsregel wirkt un­
mittelbar auf den Verwalteten), oder so. daß die individuelle Verwaltungs­
handlung lediglich das Mitte! der Durchsetzung des auf dem Wege der 
Rechtsregel unmittelbar wirkenden staatlichen Willens ist (z.B. im Falle 
der Kontrolle oder der Anwendung von Sanktionen).
Was nun das Verhalten (die Tätigkeit) der Verwalteten betrifft, kann 
dies eine TMâyüre# roM VifetM a/aiwieHe f Fer-
Art sein. Als Verhalten (eher Tätigkeit)
betrachte ich die Verhaltensweisen, welche die Verwalteten (ob es sich 
nun um natürliche Personen oder Organisationen handelt) '¿McA 
ro?r der Fer;e%%t?nijy.s'Aeetu//M3.S'M?ry &ezeM<yc?i. die derartigen Tätigkeitsarten, 
die sie auch dann ausführen, wenn sich in ihre Verwaltungsverhältnisse 
überhaupt nicht eingemischt wird. Die vom Recht statuierten Verhalten­
sarten dagegen existieren in ihrer Mehrzahl nur deswegen, weil deren 
reu;; *S7au/ roryesf/nie&H c?odc, ohne die staatliche, rechtliche 
Statuierung z.B. führen die Mitglieder der Gesellschaft oder die Organi­
sationen solche Tätigkeiten nicht aus. (Oder wenn sie sie auch ausführen 
würden, wäre dies eine ganz andere Variante der Tätigkeit.)
Eine natürliche Tätigkeit (Handlung) ist jede Arbeitstätigkeit der 
Menschen und ihre in breitesten Sinne verstandene, zur Befriedigung 
gleich welcher Bedürfnisse ausgeführte Tätigkeit. Ebenso gehört in Falle 
der Organisationen jede, die Erfüllung ihrer gesellschaftlichen Funktion 
darstellende fachliche Tätigkeit sowie jede, in Rahmen ihres Wirkens sowie 
im Interesse ihres Wirkens, als dessen Voraussetzung durchgeführte Hand­
lungsart zum Typ der naturellen Tätigkeit. Die vom Recht statuierten oder 
anders von der Verwaltung vorgeschriebenen Tätigkeitsarten gehören 
zum Teil zur Sphäre der mit der Klassenfunktion des Staates zusammen­
hängenden, politischen Erscheinungen und teilen somit das historische 
Schicksal des Staates. Ihr anderer Teil dagegen wurde von der Gesell­
schaftslenkung, den Ansprüchen der gesellschaftlichen Organisiertheit not­
wendigerweise hervorgebracht, dies sind die Voraussetzungen des gesun­
den und ungestörten Lebens der Gesellschaft. Solche vorgeschriebene Tä­
tigkeitsarten sind zum Beispiel die Erfüllung des Militärdienstes, die Steuer­
zahlung, die sonstigen materiellen oder persönlichen Dienstleistungen dem 
Staat oder dessen Organen gegenüber, weiterhin das unter Polizeiauf­
sicht zu bezeugende Verhalten, sowie die Erfüllung der unterschiedlichen 
Registrierungspflichten.
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Rin ) nterschied zwischen den naturellen und den vorgeschriehenen 
i ätigkeiten ist auch, daß beim ersten Typ die Initiative und Entschei­
dung zur Handlung in allgemeinen zur Entscheidungssphäre des Ver­
walteten gehört, oder wenn -  infolge der Gesetzmäßigkeiten von Natur 
oder Gesellschaft -  dies auch außerhalb seiner Entscheidungsautonomie 
fällt, wird das 1 erhalten nicht von den Organen des Staates vorgeschrie­
ben. Der Staat aber -  hauptsächlich die Verwaltung -  hat auf irgendeine 
Art und in irgendeinem Maße mitzusprechen, auf welche Weise der Ver­
waltete dieses Verhalten bezeugt. Im Falle der vorgeschriebenen Ver­
haltensweisen und Tätigkeiten stammt die Initiative, die Entscheidung 
vom Staat, von der Verwaltung, und daher muß der Verwaltete das Verhalten 
als rechtliche Verpflichtung -  bezeugen, ob es ihm nun gefällto der nicht.
Ich halte die Unterscheidung zwischen der naturellen und der vom 
Recht statuierten Tätigkeit sowohl vom Gesichtspunkt des Verwaltungs­
rechtes als Definition des Rechtszweiges als auch vom Gesichtspunkt der 
realen Anschauung der gesellschaftlichen Funktion des Verwaltu Unrechtes 
für gleichermaßen bedeutend. Ihrer Unterscheidung kann eine anschau­
ungsbegründende Bedeutung zugemessen werden. Die zw AAyreazaay de.s 
lera-adaay.s-reeA/eg "As /AerAAszaefy gebräuchlichen traditionellen sozialis­
tischen Definitionen suggerieren nämlich die Interpretation, daß die von 
diesem Rechtszweig geregelten Verhältnisse solche Rechtsverhältnisse 
sind, die -  unter Anwendung des Ausdruckes von Imre Szabö - „nut- 
rechtliche sind, das heißt, nur in Raufe der durchführenden-verfügenden 
Tätigkeit der Verwaltungsorgane entstehende, ohne diese Tätigkeit also 
nicht existierende Verhältnisse sind. Diese allgemein gebrauchte, „ange­
nommene Rechtszweig-Definition ist meiner Meinung nach nur für die 
verwaltungsverfahrensrecktlichen Verhältnisse und einen Teil der materiel­
len Rechtsverhältnisse gültig, doch iAre Dfyaaay zur De/fadioa a??d .4A- 
T eazaay de# aaderfedea FeraaA/aaysreeAds als DeeAAszaefy ¡¿7 skzr/* za.-et- 
/e/Aa/R Dem Zeugnis des positiven Rechts zufolge sind diejenigen Ver­
hältnisse, die vom materiellen V erwaltungsrecht (oder ihm auch) geregelt 
werden, zum größten Teil auch vom Recht unabhängig existierende Ver­
hältnisse, in deren einzelne Details und einzelne Hinsichten jedoch die Ver­
waltung gestaltend eingreift. Daraus folgend besteht der Zusammenhang 
zwischen den vom V erwaltungsrecht geregelten Verhaltensweisen und 
Tätigkeiten und dem Recht -  bei einem beträchtlichen Teil der Tätig­
keiten — nicht darin, daß die Subjekte deswegen handeln müssen, weil ih­
nen das vom Recht vorgeschrieben wurde, sondern darin, daß das Recht 
gerade deswegen verfügt, weil die Tätigkeit von den Menschen und ihren Or- 
gani sationen auch ansonsten durchgeführt wird, und eine Beeinflussung der 
Tätigkeit in dieser oder jener Richtung von staatlichem Interesse ist. Der 
A'km/ ye.sdd?e/ a:d dem AId/eAsy.s/em de.s Feraadaay.srecA/e.s die yeseJAscAa/7- 
DcAea I crAädafs.se zaa; yro/?ea Ted yerade dadarrA eaAspreeAead den &7"adi- 
rAen ZfeAea, MM d;c.se sadaraAen TdRyAcdea aa.s der SpAüre der freien D%ad- 
(May, de.s,. Al'cA/-/t'e<-A?e.s"^  AeraM-szaAeAea; darcA De^deyaay der DeeA/e aad 
lyRcA/ea (ey/ er dfejeafyea DaAaea /e.s7, t'a deaea dfe.se TäiiyAedea sfeA aA- 
.spfeDa Aöaaea.
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Eine solche Auffassung des Gegenstandes der Regelung des Verwal­
tungsrechtes macht auch das Thema der CcreyeMcd das- Le&ens der Cased- 
real behandelbar. Das Maß der Geregeltheit der Gesellschaft ist 
nämlich zum großen Teil eine Abhängigkeit dessen. Mw-te/ern da.s Fer- 
u-a7fMny.srer7d diese wa/Mraden 77aMd7MR<7e und Tá'/i'yÁed.sar/eM. erJaidd, rer- 
Tnetet oder &e.se7irän7-7.
Die Unterscheidung der rom d?ec7d .s^o/ater/ea 7'a/;y/.c?7ea., Handlungen 
ist vom Gesichtspunkt der Analyse des Rechtsmaterials deshalb richtig, 
weil die Qualität des Verhältnisses (im Grunde genommen politischen 
Verhältnisses) zwischen Staat und Staatsbürger, zwischen dem Staat und 
den unterschiedlichsten Organisationen der sozialistischen Gesellschaft 
bedeutend dadurch beeinflußt wird, zu welcher Menge und welcher Art 
solcher Handlungen die Mitglieder und Organisationen der Gesellschaft 
gezwungen sind, die sie ansonsten — in der gewohnten Ordnung des Le­
bens — vermutlich umgehen würden.
Dte das- GeyengtaHdas- der 77eye7Mny
Die Hauptfunktion des Gegenstandes der Regelung als theoretischer 
Kategorie haben wir darin bezeichnet, daß wir mit seiner Hilfe zwecks 
weiterer Untersuchung die als selbständig zu betrachtenden 77eyc7Mny.s- 
eüdnuYeM abgrenzen können. Guter Bestimmung des Gegenstandes der 
Regelung und Charakterisierung der als Gegenstand dienenden Tätigkeits­
arten ist jetzt nur noch die Frage zu beantworten, was vom Gesichtspunkt 
der Regelung aus als .s-edr^üadéye Tätigkeitsart zu betrachten ist. Als sol­
che, deren abgesonderte Untersuchung begründet ist, aufgrund der wir 
üycadciae Gri'ppc der Vormea rd,<? 77eye7aaysei??7?e;7 '/iirdT/'úucreM ÁwmcH.
Was die nn/wden Töh'gÁcdea betrifft, kann unser Ausgangstand­
punkt sein, daß wir auch vom Gesichtspunkt der rechtlichen Regelung das 
als selbständige Tätigkeitsart betrachten, was vom alltäglichen Bewußtsein 
und der die Tätigkeitsart untersuchenden Fachwissenschaft als selbständig 
qualifiziert wird. Die naturalen Tätigkeiten sind voneinander vor allem 
nach der in der Gesellschaft, dem menschlichen bzw. organisatorischen Le­
ben erfüllten der Handlungsreihe zu unterscheiden. Demzu­
folge sind die Arbeitstätigkeiten und die sonstigen (politischen. Sport-, 
Unterhaltungs- usw.) Tätigkeiten zu unterscheiden. Eine weitere Klassi­
fizierung. Unterscheidung ermöglicht der durch die Tätigkeit zu befriedi­
gen gewünschte da.sp/iaA. du.s zu e/-reic7;<n; ycMu7n-sc7de Zic7. (So sind die den 
materiellen, den geistigen, den physischen usw. Ansprüchen dienenden 
Tätigkeiten voneinander zu trennen, die mit den materiellen Ansprüchen 
zusammenhängenden Produktionstätigkeiten.)
Die Arbeitstätigkeiten (doch ebenso auch die sonstigen Tätigkeitsar­
ten) können wir in der Rege! mit der Aufführung eines oder mehrerer 
OMruUerGGAv/ der Tätigkeit konkret bezeichhen. (Und dieser Bezeichnung 
kommt vom Gesichtspunkt der verwaltungsrechtlichen Regelung bereits 
eine sehr große Bedeutung zu, weil sich auf die ähnlichen, doch in einem 
oder mehreren Charakteristika dennoch abweichenden Tätigkeitsarten je
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andere rechtliche Regeln beziehen.) Ein solches Charakteristikum ist der 
СеусиМяж? der Tüh'ylcd, die Sache. Person, das Recht, der Begriff usw., in 
Verbindung mit dem der Handelnde tätig ist, worauf die Tätigkeit gerich­
tet ist. (Gegenstand der Bautätigkeit z.B. ist das Familienhaus, die Straße, 
die Brücke, der Zaun, also was gebaut wird, die Person der Lieferung oder 
irgendeine Sache. Ebenso unterscheiden sich die Grund-, Mittel- oder 
Hochschulbildung oder der Gesang, der Tanz- oder der Unterricht zum 
Führen von Kraftfahrzeugen usw.)
Ein anderes Tätigkeitscharakteristikum ist das der ?%ty-
Aed, das handelt (z. B. die Eheschließung eines Minderjährigen oder eines 
Volljährigen). Charakteristikum der Tätigkeit ist ямс/; da.s (z. B. An­
geln und Fischerei. Hundehaltung aus Liebhaberei oder zwecks Hausbe­
wachung). Zur Absonderung dienendes Tätigkeitscharakteristikum kann 
auch das V tM  der i'dfiyled sein. (Z. B. Verkehr zu Fuß, Verkehr mit einem 
Straßenfahrzeug, einem Schiff usw.) Weiteres Charakteristikum ist der 
уеяугйрАC'i7;e Or% der Tätigkeit (z. B. Bau im Außen- oder Innengebiet), 
die Zed der TMCyCed (Kraftfahrzeugverkehr in der Nacht oder tagsüber, 
die Geschäftsöffnungszeit an Wochen- oder Feiertagen). Es könnte noch 
eine lange Reihe von sonstigen Charakteristika bezeichnet werden, die zur 
Unterscheidung der Tätigkeiten gebraucht werden. Die erwähnten, am 
häufigsten auftauchenden und vom Gesichtspunkt der rechtlichen Rege­
lung besonders relevanten Tätigkeitscharakteristika geben annähernd 
an, wie bei der Definition des Gegenstandes der Regelung der Begriff der 
selbständigen Tätigkeitsart interpretiert werden kann.
Ein viel komplizierteres Problem stellt in Kreis der m'c/d ?м/м?'я/еп 
TVdtyCedcM und Handlungen die Festlegung der Kriterien der Selbständig­
keit dar. In erster Linie deswegen, weil auch die Rechtswissenschaft der 
Systematisierung der nicht naturalen Handlungsarten noch schuldig ist. 
(Das hängt mit der oben kritisierten Definition des Verwaltungsrechtes 
zusammen. Die übliche Auffassung ist so sehr auf die ,,gesellschaftlichen 
Verhältnisse" konzentriert, daß die Abstraktion auf solch einer Ebene, 
die konkrete Untersuchung und Analyse der Tätigkeiten in den Hinter­
grund gedrängt wurde.) Die Erschließung der Typen der vom Recht statui­
erten Handlungsarten und daraufhin die Ausarbeitung der Unterschei­
dungscharakteristika der eine gesonderte Analyse beanspruchenden, selb­
ständigen Handlungs- und Tätigkeitsarten stellt eine weitere Forschungs­
aufgabe dar. Dennoch einige Gedanken zur Kennzeichnung der möglichen 
Richtung der Lösungen: Im Kreis der nicht naturalen Tätigkeiten können 
die ?мя?еп'еПеп C/taraZder-s eine unbedingt abgesonderte
Gruppe bilden (für die Organe des Staates, den Staat). Hier kann die 
Grundlage der Abgrenzung der selbständigen Tätigkeiten offensichtlich 
der Gegenstand der Dienstleistung sein (eventuell kombiniert mit dem 
Ziel der Dienstleistung).
Eine andere Gruppe nicht naturaler Tätigkeiten kann aa# den pereön- 
JicAen D i e м/миуen and Dien&'de inenden gebildet werden. Innerhalb der 
können die einzelnen Tätigkeitsarten nach dem Arbeite- oder sonstigen 
Charakter der Dienstleistung, deren Ziel, der Art der Inanspruchnahme
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(tér persönlichen Leistung usw. als selbständige Tätigkeitsarten unterschie­
den werden. In eine dritte, nicht naturale Tätigkeits-Kategorie können die 
/a/onaaiioKs-Haadiaayea eingereiht werden (von der Anmeldung bis zur 
Ausführung der Meldung). Ein Teil dieser kann — vom Gesichtspunkt der 
Analyse der Regelung aus — offensichtlich nicht als selbständige Tätig­
keitsart qualifiziert werden, da ihre Durchführung im Rahmen der Ver­
waltungsbeeinflussung irgendeiner naturalen Tätigkeit von der Rechtsregel 
vorgeschrieben wird.
Ein sehr beträchtlicher Teil der nicht naturalen Handlungsarten ist 
rechtlich als Fei^aArea.s7^aadiaay qualifizierbar. Diese dienen der Schaf­
fung von Verwaltungsverfahrensrechtsverhältnissen oder im Rahmen dcr 
Rechtsvcrhältnisse der Erfüllung von vcrfahrensrechtlichcn Pflichten oder 
der Ausübung von Rechten. In Hinsicht der Analyse der Regelung können 
diese offensichtlich nicht als selbständige Tätigkeitsarten betrachtet wer­
den.
Schließlich verdienen in Kreis der selbständigen Tätigkeitsarten die 
I/aadiaaygariea der Feraaiiaay.soryaae eine besondere Untersuchung. Deren 
größerer Teil kann vom Standpunkt der Analyse aus keinen Anspruch auf 
das Attribut selbständig erheben, weil sie sich an die naturalen oder gerade 
nichtnaturalen Tätigkeitsarten der Verwalteten anschließen, und durch 
sie (oder durch sie auch) die Verwaltungsbecinflussung zur Geltung kommt. 
Es existieren jedoch solche Verwaltungstätigkeitsarten, die sich nicht an 
irgendwelche Handlungen der Mitglieder oder Organisationen der Gesell­
schaft anschließen. sondern seiirsiäadiy iryeadeiaea; e7aaiiic7<ea Ziei dienen 
(z. B. Volkszählung, Erstellung von Plänen usw.). Vom Gesichtspunkt der 
Analyse aus kann die Selbständigkeit vermutlich in diesem Kreis am ehes­
ten nach dem Ziel der Tätigkeit beurteilt werden.
Der ЯеугОУ and die Typen der Aeyei?;иysein/?e d
1. Aus den Erörterungen zur Definition des Gegenstandes der Regelung 
und der Untersuchung der Selbständigkeit des Gegenstandes der Rege­
lungkann zu der Feststellung gelangt werden, daß dem Begriff der ,.Rege­
lungsein heit" /,!einc De/iniiion ron ab-soiaier GäiiiyA-ed zayeciyac/ aerdea 
Traaa. Eine Illusion wäre aus das Bestreben nach exakter Beschreibung der 
Struktur der Regelungseinheit. Diese rechtliche Erscheinung können wir 
nicht so einfach charakterisieren, wie es die traditionelle Normenlehre mit 
der Rechtsnorm konnte, indem sie die drei strukturellen Elemente als 
rechtliche und logische Erfordernisse der selbständigen Norm bezeichnete, 
und damit ein-für allemal auch eine Grundlage zur Abgrenzung der Nor­
men voneinander schuf.
Bei der begrifflichen Definition der Regelungseinheiten zeigen sich 
zwei Schwierigkeiten. Die eine ist — wie wir gesehen haben — die schwere 
Definierbarkeit der Selbständigkeit des Gegenstandes der Regelung. Das 
Problem ist, a-ae die -seibeiäadiye Tidiyieii oder Lereiaiyaay гои TäiiyAedew 
.seia.soii ('ererdaeii aiayeÁe/ni der Tidiyied.sieiiJ, de re a GeiaeiaeaaiFedder ам/ 
.sie 6e2Őyiif7;ea A^onaea wir a is A'eyeiaay.scÍH Ae i/ iieiiaadeia Тюняеи. Die andere
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Schwierigkeit der Begriffsbiidung besteht darin, daß wir aMf7< ineArere 
FereiMiyMMyCM von 77ec7i7NMornieM, die sich auf den bestimmten Regelungs 
gegenständ beziehen, o7s 7) eyc7MMy.se ¿M/<e;7 7<e7me7deH Aömiea. (Das heißt, wir 
können mehr oder weniger Normen a)s Regeiungseinheit bezeichnen.) In­
folge der Variabilität dieser zwei Faktoren /-ÖMMen vir nie7d ia der TfM^ eyorie 
einer einziyen 77eye7M?iygein7;ei7 dealen, eoadeia inä-seea we7irere Typen ton 
TeyeJMay-seiWieden aa/er.se7ieidea, ohne daß wir jedoch an eine endgültig 
abgeschlossene Klassifizierung denken können, die aus einer bestimmten 
Zaahl von Typen besteht. Die Typen der Regelungseinheiten unterscheiden 
sich in erster Linie in iTdem voneinander, darin, daß sie aus mehr oder 
weniger Normen bestehen. Andererseits darin, wie die A'or?aeaxa.sa?M?Mea- 
se7xMay je einer Regelungseinheit aussieht, und zwar vom Gesichtspunkt 
der Zugehörigkeit zum Rechtszweig, der Funktion, des Inhalts und des 
geschützten oder durchzusetzenden Interesses oder politischen Zieles aus.
2. Die Typen der Regelungseinheiten Aöaaea M ir za-ei Ce.sic7d.spMM7dea 
zM/o7ye t'oaeiaaader MM7ersc7?eie7eM. Einer dieser ist der Ceyeadaad der 77e- 
ye7miy, der andere Gesichtspunkt dagegen die (?aaa7i'7ö7 and der C7iarrtT7er 
der Noraiea.
Dem Ceyeae/eiad der Dcyc7aay zii/o7ye ist der eine Typ der, der aus den 
Normen besteht, die sich auf irgendeine se7T<.s7dadiye Verhaltens- (Tätig- 
keits-) Art beziehen. Es gibt jedoch auch Neiaere Regelungseinheiten als 
diese. Ein solcher Typ ist das System von Normen, die sich nur auf irgen­
dein Moment oder einen Abschnitt der als selbständig bezeichneten Tätig­
keit beziehen. Der andere, kleinere Typ ist die Vereinigung der Normen, 
die sich auf irgendeine Unterart der als selbständig betrachteten Tätig­
keit, auf irgendeine spezielle Variante der Tätigkeit beziehen. (Es ist eine 
häufig anzutreffende Regelungslösung, daß zum Beispiel die allgemein vor­
kommenden Grundtypen der Tätigkeit geregelt werden und die mehr oder 
weniger speziellen Varianten, die im Gegenstand, Subjekt, Ziel, Mittel, 
geographischen Ort, Zeit usw. der Tätigkeit von allgemeinen, den Grund­
typ der ,,normalen" Tätigkeiten abweichen, gesondert geregelt werden.) 
Wir müssen jedoch auch mit yrö^erea Einheiten als den sich auf die selb­
ständige Tätigkeit beziehenden Regelungseinheiten rechnen, und zwar 
mit den Systemen der Normen, die sich auf kleinere oder größere FereiMi- 
yMiiycii von Tö7iy7;ei7eM beziehen. Dies können solche Vereinigungen sein, in 
denen die unterschiedlichen Tätigkeiten — relativ unabhängig voneinan­
der — nebeneinander existieren, doch auch solche, die einen größeren Vor­
gang bilden, das Nacheinander mehrerer selbständiger Tätigkeiten dar­
stellen. (Wir könnten diese auch als horizontale oder vertikale Vereini­
gungen von Tätigkeiten bezeichnen.) Wenn die marxistischen Gesell­
schaftswissenschaften bereits einen einigermaßen genauen Begriff der 
..gesellschaftlichen Verhältnisse" gegeben hätten, dann könnten wir auch 
über solche Regelungseinheiten sprechen, die sämtliche Normen beinhal­
ten, welche sich auf sämtliche Verhaltensweisen beziehen, die in je einem 
y e.se?7.sc7;q/777c7;eM Fer7tö77Mia existieren. Diese relativ genaue Abgrenzung 
jedoch fehlt gerade in den Verhältnissen, in denen die rechtliche Regelung 
die Funktion des Verwaltungsrechtes darstellt. Trotzdem können wir VOM
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so/c7?e?? yro/leR 77eye7MRy.se???7?e:7eR sprechen, &*e .sicA MM/ Ci'??e?? re/'M/h??.?- 
7RH/;'y &re?/eR Areks xM.sMR?7Re??7?M??ygRf/c?' ?*M/?y7'g?7g7i AcxteAoi. (Eine solche 
ist zum Beispiel die Regelung des öffentüchen Verkehrs oder die sich auf 
die Fischerei beziehende Regeiung.)
Zur Absonderung der Typen der Regeiungseinheiten habe ich ais an­
deren Gesichtspunkt die Za/J R?n7 de?? G/?arM^ e?* der ??? der A'???Ae?7 xM-se????- 
???e??ye/d//e?? Aor/ae?? ¿)exe;e/;??e^ . Von diesem Gesichtspunkt a,us erhalten wir 
die kieinste, die engste Regeiungseinheit dann, wenn wir unter den auf 
den Gegenstand der Regelung wirkenden Normen nur die identische In­
teressen schützenden, durchsetzenden, ?rt?r e?Rg ,4r/ t-OR rerM-M^ M??y.ypo!d?- 
,se/?er F????A*7?OR e;/Mdc??dc?? Normen in Betracht ziehen. (Oder nur eine Art 
zweigiicher oder eine Art funktionelier Regeiung.) So ist die an engsten in­
terpretierte Regeiungseinheit z. B. im Falle irgendeiner Bautätigkeit die 
aus Baunormen bestehende Einheit, bei einer Verkehrstätigkeit die aus 
Verkehrsnormen bestehende Einheit. Die Normengruppe, die in Hinsicht 
auf einen gegebenen Gegenstand der Regelung außer den im engsten Sinne 
verstandenen fachlichen, zweiglichen (oder funktionellen) Normen /ec/e 
Fer?rnAM??y.s??o?'?R enthält, können wir M/s yrü/ere Aeye/?;?ny.s-e?a/;e?7 behan­
deln. (Bei irgendeiner Bautätigkeit zum Beispiel außer den Baunormen 
auch die Normen zur Gebietsordnung, zum Feuerschutz, zum Gesundheits­
wesen, Denkmalschutz, Arbeitsschutz usw.) In dieser zweiten Stufe bildet 
also die volle verwaltungsrechtliche Materie eine Regelungseinheit, natür­
lich nur aus den Normen, die sich auf den ausgewählten Gegenstand der 
Regelung beziehen. Schließlich existiert — aus diesem Gesichtspunkt — 
MMcA e?ae ??? /?rc?7c.s4e?R N???RC ? er.s/MRdcRC Aeye/MRy.se?'??/?e. Dazu ge­
hört außer den verwaltungsrechtlichen Normen auch ycf/e, sich auf den ge­
gebenen Gegenstand der Regelung beziehende Aec/i/sRor???. also auch die 
Normen M??Je?er Aec7?tsxM'e?ye, auch finanzrechtliche, zivilrechtliche, ar­
beitsrechtliche und sonstige Normen. Der Umstand natürlich, wie sehr zu­
sammengesetzt diese — breiteste — Regelungseinheit ist, wieviel Normen 
welcher Rechtszweige sie enthält, ist eine Funktion des Gegenstandes der 
Regelung.
Die Regelungseinheit können wir nach der — oben gekennzeichne­
ten — Normenzusammensetzung, die dreierlei Regelungseinheiten auch 
dM?*c/? .spezielle Z?ezercARM??yeR unterscheiden. Als e???/Mc7ie Regelungseinheit 
oder Regelungsgrundeinheit können wir die sich auf den gegebenen Rege­
lungsgegenstand beziehende Normengruppe dann bezeichnen, wenn diese 
nur eine Art verwaltungsrechtlicher Regelung verwirklicht. (Ziemlich 
vereinfacht: dies sind die von einem zentralen Zweig- oder funktionellen 
Organ herausgegebenen Normen und diejenigen, in Rechtsquellen höherer 
Ebene herausgegebenen Normen, zu deren Vollzug das zentrale Organ von 
besonderer Kompetenz seine Normen geschaffen hat.) Als zM.sMR????eRyase/z/e 
Verwaltungs- (rechtliche) Regelungseinheit können wir die Normengruppe 
bezeichnen, die sämtliche, sich auf den gegebenen Regelungsgegenstand 
bezeiehenden verwaltungsrechtlichen Normen umfaßt. Schließlich können 
wir die Normengruppe dann als 7*o???p/e.re, rec7?7.s3y.s7e?RafMcAe Aeye7i?Ry.s- 
e?R/;e?7 bezeichnen, wenn wir jede, sich auf den ausgewählten Regelungs-
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gegenständ beziehende Norm in Bett acht ziehen, ohne Rücksicht zu wei­
chem Rechtszweig diese gehört.
Natürlich können die unterschiediichen Typen der Regeiungseinheiten 
auch durch Kombination der überkiickten zwei Gesichtspunkte ausgestal- 
te t werden. So können wir eine einfache, zusamengesetzte Verwaltungs- 
und kompiexe Regeiungseinheit gieichermaßen bezüglich jeder selbständi­
gen Tätigkeitsart bilden, sehr oft auch in Hinsicht je eines Momentes 
(Abschnittes) der selbständigen Tätigkeiten oder ihrer besonderen Art, 
doch auch in Hinsicht von Tätigkeitsvereinigungen und Tätigkeitsgruppen 
unterschiedlichen Ausmaßes.
3. Nach Überblick über die möglichen Arten der Regelungseinheiten 
können wir folgendes feststellen: D.s existieren /teyetiwysein/ieiten Mn/er- 
sc/iied/tc/ier A'/iene, dfn/?es nni/ %n-wm m c nse tzioi y. Die Regreiiinysew/ieiten 
können o/.s Knter.sc/ii'eitJi'r/ie Systeme óe/imide/t irerden, in denen die Heineren 
Deye/nnysein/ieiten von niederer №ene feiii/hc/ie und znsaninienyesetzte^ 
n/s 7 'ede yrö^erer Deye/nnysein/ieiten ton /lö/ierer Atiene i'/tre ITtrA-nny nns- 
n5en. Die //eye/nnysein/ieiten /lö/ierer №ene sind Tei/e eines nor/i /lö/ieren 
/Systems. (Das größte System ist das volle Rechtssystem des Staates selbst.) 
Sämtliche, sich auf einen konkret bestimmten Regelungsgegenstand be­
ziehenden Regelungseinheiten von unterschiedlicher Ebene und Größe 
sind ane/i ots ¿onzenirisc/ie Kreise lorsteiitütr, in deren Mittelpunkt sich der 
Gegenstand der Regelung befindet, und wojeder Kreis (jede Regelungs­
einheit) innerhalb größerer Kreise (Regelungseinheiten) existiert.
4 . Nach all dem warten zwei Fragen auf Antwort. Die eine ist, ob die 
Reye/vny.seiii/ieiY<m unterschiedlichen Typs wirHic/ie A'rse/ieinKHyeii des 
positiven Rer/i/s sind, oder lediglich theoretische Fiktionen? Die andere 
Frage kann so formuliert werden, irorin der t/ieoretiscAe und praHisc/ic 
Nutzen des Denkens in Normen,sy^/emen und /Systemen von Reye/nnyseinAeiten 
t/este/it?
Auf die erste Frage kann geantwortet werden, daß die Regelungsein­
heiten unterschiedlichen Maßes, unterschiedlicher Ebene und Zusammen­
setzung tin positiven Rec/it totsüc/dic/i existieren. Sie existieren und existier­
ten, unabhängig davon, ob die Wissenschaft und die Gesetzgebung Kennt­
nis ihnen genommen hat und unabhängig auch davon, ob in der staatlichen 
Politik, der Verwaltungspraxis bewußt auf diese inneren Gesetzmäßigkei­
ten des Rechtes gebaut wurde. Eines ist nicht zu Zweifeln, die Adressaten 
der Rechtsregeln waren und sind am ehesten in der Lage, die Existenz der 
Regelungseinheiten ,,an ihrer eigenen Haut" zu spüren, weil sich bei ihnen 
die den unterschiedlichen Regelungseinheiten entstammenden, verschie­
denen rechtlichen Wirkungen summieren.
Es ist eine andere Frage, ob die Gesetzgeber die Rechtsnormen so ge­
staltet haben, daß diese wirklich eine Regelungseinheit bilden, und ob die 
unterschiedlichen Regelungseinheiten so ausgestaltet wurden, daß diese 
tatsächlich als ein System wirken? In Kenntnis des positiven Rechts kann 
auf diese Frage keine eindeutig positive Antwort gegeben werden. Das 
Außerachtlassen der inneren Widersprüche des Rechts, seiner Lücken und 
in nicht letzter Reihe des Charakters des Prozesses der Verwaltungstätig-
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keit (z. B. die Existenz der sog. ,.unvollkommenen Beeinfiussungsmode!- 
ie")'*° verweist darauf, daß /a aa-sercr Ge.sc/rycAaay dere DeaAca fa F/aAei/ 
aad Nys/ent /a a;'cA/ aar eiac/a FaMc/cAI/.
Auf die andere Frage. ?eas nämüch der A^a/zea des Denkens in Nor­
mensystemen anstelle von Normen, in Systemen von Kegelungseinheiten 
ist, habe ich bereits die Antwort zum Teil gegeben.
— In der Theorie kann nur unter Anwendung dieser Anschauung rar 
''crdea Fr.scA/i'e/faay der yeseM.sc/;a/M:c/;ea aad po/d/.s-rAca FaaA/t'o?: 
des Fec/des yeZany/ aerdea. Dazu, daß wir die rechtliche Regelung 
und die Geltendwerdung des Rechts als den Geltendwerdungspro- 
zeß der Verwaltungsfunktioneti analysieren können und das Recht 
als Mittel des Erreichens der Ziele der Regelungspolitik und der 
Verwaltungspolitik behandeln können.
— Das Denken in Normensystemen gibt die Möglichkeit rar Aon;p- 
/c.rca, Art/McAc/t .4 aa/ysc der recA/ZtcAea Fcyc/aay. zur Aufdeckung 
der Mängel und inneren Widersprüche des Rechts.
— Das Denken in Normensystemen gibt der Praxis der Gesetzgebung 
die Möglichkeit dazu, das Recht bewußt und /a/A-äcA7/cA n/.s ö'y.s- 
/ear aarAcadc Fc/erat'yaay t-oa A^oratca 2a scAo^ea. Es ist eine Hil­
fe dazu, daß die unterschiedliche Interessen zur Geltung bringen­
den, verschiedenen Gesetzgeber da? ye.se/2ycAert'.a-Ae Ta/lyAcd aAs- 
/tanaea, und die ,,systemfremden", innerem Wideispriiche des 
Rechtes beseitigen.
— Diese Anschauungsweise gibt die Möglichkeit aar sea/ralea, //ey/- 
eraays/eaAaay der /fe.se/2yeAaay, 2?o' Lcre?'aAcd/t'cAaay der zersplit­
terten Gesetzgebungstätigkeit von ,,Ressortanschauung". 
Schließlich ist diese Annäherung auch dazu geeignet, sowohl in 
der Welt der Theorie als auch der Praxis des staatlichen Lebens 
einerseits
— die einengende .,reeA/.saa;cZy/áAe'' Aa-scAaaaay zu bekämpfen, an­
dererseits
— auch die ebenfalls Schranken darstellende ,.zweigliche" Anschau­
ung zu bekämpfen, und an deren Stelle die Herausbildung einer 
naf den /Zeye/aay.syeyeR.s/'? ad and den Adre&su/ea Aoazea/r/er/ea 
Rechts- und Verwaltungsanschauung zu fördern.
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АНАЛИЗ СИСТЕМЫ ГОСУДАРСТВЕННОГО УПРАВЛЕНИЯ И 
АДМИНИСТРАТИВНОГО ПРАВА
ТИБОР МАДАРАС:
Автор рассматривает системный подход к правовым явлениям, как условия 
эффективности юридический исследований. Работа включает подытоживание успехов 
этою подхода в области адиминистратнвною права. Он рассматривает деятельность 
государственного управления, а также административное право, как систему. В его 
анализе играют роль следующие темы:
о) Деятельность государственного управления не что иное, как систе-ма функ­
ций органов государственного управления.
бj  В процессе деятельности государственного управления действие норм, 
осуществляющихся *ех лего , н действие индивидуальных административных актов, 
осуществляющих нормы, образуют единицу систему.
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s) Порвав с ранними взглгдамн, он'не рассматрирает право, как совокупность 
норм, а хиерархическую систему единиц регулирования группы норм, регулиру­
ющих одинаковые предметы.)
Образующие систему, единицы регулирования создаются главным образом 
вокруг натуральной деятельности и деятельности созданной правом, как предметов 
регулирования.
ANALYSE OF PUBLIC ADMINISTRATION AND ADMINISTRATIVE 
LAW AS SYSTEM
DR. TIBOR MADARÁSZ
The author regards the system-theoretical approach of legal phenomena as a condition 
of efficiency in the modem law-science researches. He gives a summary of results of this app­
roach in the t ieid of administrative taw and wiews the act ivity o f public administration and 
atso the administrative taw as a system. In this study are treated the following themes: 
a) The activity of public administration is not else, than the system of public administration- 
functions. A) In the process of public administration activity the effects of the legal norms 
— bceing realized ex lege — and the effects of individual acts of the public administration 
agencies — realizing the legal norms — are making a homogenieous system, c) Breaking 
with the earlier scientific oppinion the author does not regard the legal material as a set of 
legal norms, but he does it as a hierarchical system of "regulating unities" (not else than gro­
ups of legal norms concerning the same object of regulation). The "regulating unities" ope­
rating as systems are concerning chiefly the natural-activities of people and the organisa­
tions and the activities institutionalized only by the law as objects of regulation.
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